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PME petites et moyennes entreprises
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DFAE Département fédéral des affaires étrangeres
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CEP Commission d'enquéte parlementaire
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DélFin Délégation des finances

CSEC-CN Commission de la science, de I'éducation et de la culture du Conseil
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SRC Service de renseignement de la Confédération

(a 2010: Service de renseignement stratégique et Service d'analyse et de
prévention)

LEI Loi fédérale sur les étrangers et I'intégration
Fedpol Office fédéral de la police
RHT Indemnité en cas de réduction de I'horaire de travail

Swissmem L'association de I'industrie suisse des machines, des équipements
électriques et des métaux
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WAHLGESCHAFT
DATUM: 04.12.2019
MARC BUHLMANN

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 22.09.2020
MARC BUHLMANN

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte
Parlamentsmandat

Gleich drei Mal kam es in der Wintersession 2019 zu Vereidigungen im neu gewahlten
Standerat. Da die 2. Wahlgédnge im Kanton Zug am 17. November und in den Kantonen
Basel-Landschaft und Schwyz erst am 24. November stattgefunden hatten, brauchten
die Regierungen dieser drei Kantone aufgrund der Rekursfristen léanger fur die
Validierung der jeweiligen Wahlen, so dass Matthias Michel (fdp, ZG) am 3. Dezember
und Maya Graf (gp, BL) sowie Othmar Reichmuth (cvp, SZ) erst am 4. Dezember im
Standerat Einsitz nehmen konnten. Besonders speziell im Fall von Maya Graf, die im
Gegensatz zu ihren beiden neuen Ratskollegen nicht die Eidesformel («Ich schwére vor
Gott dem Allmachtigen, die Verfassung und die Gesetze zu beachten und die Pflichten
meines Amtes gewissenhaft zu erflllen»), sondern das Gellbde ablegte («Ich gelobe,
die Verfassung und die Gesetze zu beachten und die Pflichten meines Amtes
gewissenhaft zu erflllen»), war der Umstand, dass die Baselbieterin zwei Tage zuvor als
Altersprasidentin die Wintersession im Nationalrat er6ffnet hatte. Die Vereidigung aller
Ubrigen neu gewahlten Standeratinnen und Standerate fand am ersten Tag der neuen
Legislatur, also schon am 2. Dezember statt.

Thierry Burkart (fdp, AG), Marco Chiesa (svp, Tl), Andrea Gmir-Schénenberger (cvp, LU),
Charles Juillard (cvp, JU), Hansjorg Knecht (svp, AG), Marianne Maret (cvp, VS), Werner
Salzmann (svp, BE), Jakob Stark (svp, TG), Heidi Z'graggen (cvp, UR) und Mathias Zopfi
(gp, GL) wurden vereidigt; Philippe Bauer (fdp, NE), Elisabeth Baume-Schneider (sp, JU),
Marina Carobbio Guscetti (sp, Tl), Johanna Gapany (fdp, FR), Eva Herzog (sp, BS), Lisa
Mazzone (gp, GE), Carlo Sommaruga (sp, GE), Adéle Thorens Goumaz (gp, VD) und Céline
Vara (gp, NE) legten das Gellbde ab.

Insgesamt wurden also 22 neue Ratsmitglieder vereidigt, eine Rekordzahl in der
Geschichte des Bundesstaates. Damit wurde fast die Halfte der Sitze in der kleinen
Kammer neu besetzt. 11 der 22 Neuen waren sowohl in den Nationalrat als auch in den
Standerat gewéahlt worden. Sie mussten sich - da laut Bundesverfassung ein
Doppelmandat nicht méglich ist - fir eines der beiden Mandate entscheiden, wie dies
das BUro-SR in seinem Bericht zur Feststellung der Unvereinbarkeiten (19.058)
festhielt.

Parlamentsorganisation

In der Herbstsession 2020 kam der Entwurf der GPK-NR zur parlamentarischen
Initiative Joder (svp, BE), mit der Grundlagen fir eine ausserordentliche
Aufsichtsdelegation (AoDel) geschaffen werden sollen, in den Stdnderat. Dort herrschte
wesentlich breitere Skepsis vor als noch in der grossen Kammer, die das Geschéaft mit
lediglich 24 Gegenstimmen Uberwiesen hatte. Die vorberatende GPK-SR hatte sich
bereits Ende Juni 2020 gegen das Anliegen ausgesprochen. Zwar hatte die Kommission
zuerst noch Anderungen an der Vorlage diskutiert - insbesondere sollten die
Beteiligungsrechte des Bundesrats nicht beschnitten werden -, kam jedoch dann zum
Schluss, dass die derzeitige parlamentarische Oberaufsicht gentge und es keine
weiteren Organe brauche.

Thierry Burkart (fdp, AG) erinnerte als Kommissionssprecher an die urspringliche Idee
der parlamentarischen Initiative, namlich die Konstituierung eines Organs, das mit den
gleichen Rechten wie eine PUK - die Uberdies bestehen bleiben soll -, aber eben
wesentlich  schneller als diese eingesetzt werden kénnte: «Kurzum, die
ausserordentliche Aufsichtsdelegation hat faktisch die Funktion einer PUK, sie kann
aber ohne ein hirdenreiches parlamentarisches Verfahren rasch und unkompliziert
aktiviert werden.» Trotzdem habe sich die Mehrheit der Kommission gegen die Vorlage
entschieden, so Burkart weiter. Das Parlament habe gemass Verfassung grundsatzlich
keine Aufsichtsaufgabe, sondern ihm obliege lediglich die Oberaufsicht - die (direkte)
Aufsicht Uber die Verwaltung werde hingegen vom Bundesrat vorgenommen. Das sei ein
wesentlicher Unterschied. In begrindeten Ausnahmen stinden dem Parlament freilich
Organe (die GPDel und die FinDel) und Institutionen (die PUK) zur Verfligung, mit denen
es auch Aufsichtsaufgaben wahrnehmen und damit unter anderem Einsicht in
Geheimbereiche erlange kénne. Das Anrufen einer PUK sei zwar umsténdlich, die daflr
notwendige Zeit sei aber eigentlich ein Vorteil, da «der skandalisierten und medial
aufgeheizten Forderung nach schnellen Aufklarungsresultaten [...] behutsam und mit
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der Wahrung der notwendigen Seriositat begegnet werden» konne, so der
Kommissionssprecher weiter. Da es keinen Grund flr ein institutionalisiertes
Misstrauen gegenluber dem Bundesrat gebe - auch wenn dessen Aufsicht zum Teil
weniger gut gelinge, was aber in der Natur der Sache liege -, brauche es auch keine
AoDel, weshalb die Kommissionsmehrheit fur Nichteintreten pladiere. Heidi Z'graggen
(cvp, UR), welche die Kommissionsminderheit vertrat und fur Eintreten warb,
argumentierte ebenfalls mit Vertrauen: Dieses werde vielmehr gestarkt, wenn auch die
politische Kontrolle tber die Exekutive - Bundesrat und Verwaltung - vergrdssert
werde. Dies sei nicht zuletzt auch im Sinne der Gewaltenteilung. Maya Graf (gp, BL), die
ebenfalls fur Eintreten pladierte, erinnerte daran, dass die letzte PUK vor 25 Jahren
eingesetzt worden sei. Dies kdnnte man als erfreulich beurteilen. Im Wissen darum,
dass in den letzten 25 Jahren verschiedene Vorkommnisse einer vertieften
Untersuchung bedurft hatten, sei dies aber eben kein gutes Zeichen und zeige, wie
notwendig die Moglichkeit einer besseren Kontrolle ware. Eintreten hatte zudem den
Vorteil, dass man die Vorlage Artikel fur Artikel diskutieren und damit eine breitere
Grundlage fur die Entscheidung fur oder gegen ein neues Organ schaffen kénnte. Dies
sah jedoch eine 25 zu 12-Stimmen-Mehrheit (1 Enthaltung) nicht als Vorteil an und
beschloss Nicht-Eintreten. Damit ging das Geschéaft zuriick an den Nationalrat. 2

Aussenpolitik

Aussenpolitik

In der Fruhjahrssession 2022 reagierte das Parlament auf den russisch-ukrainischen
Konflikt, der im Februar desselben Jahres mit dem Ausbruch bewaffneter
Kampfhandlungen eskaliert war. Sowohl der Nationalrat (PAG 22.023) wie auch der
Standerat (PAG 22.024) verfassten unter dem Titel «Fiir einen sofortigen
Waffenstillstand in der Ukraine» eine 6ffentliche Erklarung. Darin verurteilten die Rate
den russischen Angriffskrieg; forderten die Vereinbarung eines sofortigen
Waffenstillstands; unterstrichen die Bedeutung des vélkerrechtlich basierten globalen
Sicherheitssystems; appellierten an die Konfliktparteien, das humanitare Volkerrecht zu
respektieren; solidarisierten sich mit der ukrainischen Bevoélkerung; forderten den
Bundesrat dazu auf den Druck auf Russland durch die Ubernahme der EU-Sanktionen
zu erhdhen; und verlangten, dass die Schweiz Flichtlinge aufnehmen und ihre
humanitare Hilfe anbieten misse.

Im Nationalrat forderte eine Minderheit Rutz (svp, ZH) die Ablehnung der Erklarung.
Eine weitere Minderheit Reimann (svp, SG) verlangte die Rickweisung an die
Kommission und die Erarbeitung eines Entwurfs, der es der Schweiz erlaube, den
Entscheid Uber Sanktionen unabhéngig von der EU zu treffen. Nationalrat Reimann
argumentierte, dass eine «generelle Abstitzung auf (sich laufend &ndernde) EU-
Sanktionslisten» nicht mit der Schweizer Verfassung, dem Embargogesetz oder der
Schweizer Unabhéngigkeit und Neutralitét vereinbar sei. Minderheitsfuhrer Rutz vertrat
hingegen die Ansicht, dass die Schweiz im Rahmen dieses Konflikts am meisten
beitrage, wenn sie an ihrer Neutralitat festhalte und ihre Guten Dienste zum Einsatz
bringe. Aussenminister Cassis machte klar, dass er es nicht als neutral erachte, «einem
Aggressor in die Hande zu spielen», und begriindete damit die vollstandige Ubernahme
der EU-Sanktionen. Als Depositarstaat der Genfer Konventionen kdnne die Schweiz
nicht untéatig bleiben, wenn diese «mit Flissen getreten werden», so Cassis weiter. Der
Nationalrat lehnte Reimanns Minderheitsantrag in der Folge mit 140 zu 54 Stimmen ab,
jenen von Gregor Rutz mit 147 zu 41 Stimmen (bei 8 Enthaltungen), womit die Erklarung
angenommen wurde.

Im Standerat gingen sechs Antrage ein, die verschiedene Passagen der Erkléarung
inhaltlich anpassen oder ergénzen wollten. Standeratsprasident Hefti (fdp, GL) erklarte,
dass der Text der Erklérung aus reglementarischen Grinden nicht im Rahmen der
Ratsdebatte gedndert werden kénne, weshalb man fir jede Version einen separaten
Beschluss fassen muisse. Die vier gleichlautenden Antrdge Bischof (mitte, SO),
Sommaruga (sp, GE), Vara (gp, NE) und Mdller (fdp, LU) entsprachen dem Antrag, der
vom Nationalrat am Vortag angenommen worden war. Marco Chiesa (svp, TI) wollte
hingegen auf die Ubernahme der EU-Sanktionen verzichten. Thierry Burkart (fdp, AG)
erganzte die nationalratliche Version um einen Zusatz zu den humanitéren Diensten der
Schweiz vor Ort und der Flichtlingsaufnahme. Letzterer Vorschlag fand grossen
Anklang, sodass Bischof, Sommaruga, Muller und Vara ihre Antrage zurtckzogen. Der
Antrag Chiesa wurde mit 37 zu 5 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) deutlich abgelehnt,
wéhrend die Version Burkart mit 38 Stimmen (bei 6 Enthaltungen) einstimmig
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angenommen wurde. *

Am 23. Februar 2022 verurteilte die Schweizer Regierung erstmals offentlich das
volkerrechtswidrige Vorgehen Russlands in der Ostukraine. Der Bundesrat beobachte
die Lage wegen der Eskalationsgefahr mit grosser Sorge und setze sich fir eine
friedliche Losung des Konflikts ein, unter anderem durch die Unterstitzung der OSZE.
Um der Umgehung der EU-Sanktionen gegen Russland vorzubeugen, werde man die
Sanktionen analysieren und anschliessend entscheiden, wie man zu verfahren habe. Der
Bundesrat verwies in seiner Medienmitteilung auf das Embargogesetz, auf dessen
Grundlage der Bund Zwangsmassnahmen erlassen kénne, um Sanktionen der UNO, der
OSZE oder der wichtigsten Handelspartner durchzusetzen.

Tags darauf veroffentlichte der Bundesrat eine Erklarung von Bundespréasident Cassis,
in der er sich zum bewaffneten Konflikt in der Ukraine &usserte. Der Bundesrat
verurteile die Intervention Russlands «aufs Scharfste» und rufe die Konfliktparteien
dazu auf, das humanitare Volkerrecht zu respektieren, so Cassis. Er nahm auch Bezug
auf die zusatzlich erlassenen Sanktionen der EU gegen Russland. Diese hatte Finanz-
und Reisesanktionen gegen Banken und Geschaftspersonen sowie gegen Mitglieder der
Duma, der Armee und der Regierung erhoben, aber auch Handelsrestriktionen
bezlglich der Regionen Donetsk und Luhansk erlassen. Zudem wurde der Zugang zum
européaischen Finanz- und Kapitalmarkt fir die russische Regierung und die Zentralbank
beschrankt. Der Bundesprasident kiindigte an, dass die Schweiz diese Sanktionen in
Form von <«Umgehungsverhinderungsmassnahmen» in die Verordnung zur
Verhinderung der Umgehung der EU-Sanktionen aus dem Jahr 2014 Ubernehmen
werde. Man werde die Liste der von der EU sanktionierten Personen und Unternehmen
grundsatzlich Ubernehmen. Auf Nachfrage der anwesenden Journalistinnen und
Journalisten bei der Pressekonferenz konnte Cassis in der Folge jedoch nicht
bestatigen, dass die Schweiz die EU-Sanktionen tbernehmen werde. Laut Sonntagsblick
und Republik gebe es keine Grundlage fur die Genehmigung von konkreten Sanktionen,
weil Wirtschaftsminister Parmelin dem Gesamtbundesrat aus Versehen keinen
formellen Antrag dazu vorgelegt habe. Wie die Sonntagszeitung berichtete, lud die APK-
NR Aussenminister Cassis in der Folge zu einer ausserordentlichen Sitzung ein, an der
er die Sanktionspolitik der Schweiz rechtfertigten sollte. Wahrend in allen Parteien eine
Mehrheit fiir die Ubernahme von Sanktionen vorhanden sei, lehne die SVP dies unter
Berufung auf die Schweizer Neutralitat ab, so die Sonntagszeitung weiter. Alt-Bundesrat
Blocher verurteilte indes die Sanktionsibernahme in der Aargauer Zeitung und betonte,
die Schweiz sei dadurch eine «Kriegspartei» geworden.

Die zurlckhaltende Reaktion des Bundesrats stiess bei den meisten Parteien und der
Bevolkerung auf Unverstandnis und sorgte fur Kritik. Der Sonntagsblick zitierte Mitte-
Prasident Gerhard Pfister (mitte, ZG), fir den die Massnahmen nicht weit genug gingen,
und FDP-Prasident Burkart (fdp, AG), der eine vollumfangliche Ubernahme der EU-
Sanktionen forderte. In Bern kam es zur grossten Friedensdemonstration seit dem
Irakkrieg im Jahr 2003, an der nicht mit Kritik am Bundesrat gespart wurde. Auch
aussenpolitisch wurde Druck auf den Bundesrat ausgetibt: Sowohl die USA wie auch die
EU brachten dem Vorgehen des Bundesrats wenig Verstandnis entgegen. EU-
Botschafter Mavromichalis ermutigte die Schweiz, «Mut und Entschlossenheit» zu
zeigen und die EU-Sanktionen zu unterstutzen. Die stellvertretende Aussenministerin
der USA - Wendy Sherman - ging sogar noch weiter und suchte ein direktes Gesprach
mit Staatssekretérin Livia Leu, um die Lage in der Ukraine zu besprechen.

Nur vier Tage spater reagierte der Bundesrat im Rahmen einer ausserordentlichen
Sitzung auf die dramatische Lage in der Ukraine und beschloss die Ubernahme der
Sanktionspakete der EU gegen Russland sowie Hilfsgiiterlieferungen fiir die
ukrainische Bevolkerung. Die Schweiz setzte mit sofortiger Wirkung die Guter- und
Finanzsanktionen der EU um, was zur Folge hatte, dass die Vermogen der sanktionierten
Personen und Unternehmen gesperrt und die Eréffnung neuer Geschaftsbeziehungen
verboten wurden. Gegen Prasident Putin, Premierminister Mishustin und
Aussenminister Lavrov wurden aufgrund schwerwiegender Verstosse gegen das
Volkerrecht zusatzliche Finanzsanktionen erlassen. Das Einfuhr-, Ausfuhr- und
Investitionsverbot, das seit 2014 fir das Gebiet der Krim angewendet wurde, erweiterte
der Bundesrat auf die Regionen Donezk und Luhansk. Ausserdem entschied der
Bundesrat, das Abkommen Uber Visaerleichterungen mit Russland teilweise zu
suspendieren und Einreiseverbote gegen verschiedene Personen zu erlassen, die einen
Bezug zur Schweiz hatten und Vladimir Putin nahestanden. Im Sinne der
Luftraumsperrungen anderer européaischer Lander wurde auch der schweizerische
Luftraum fur sémtliche russischen Flige gesperrt, mit Ausnahme von Flugbewegungen
flr humanitéare, medizinische und diplomatische Zwecke. Trotz der in diesem Ausmass
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bisher noch nie dagewesenen Sanktionsibernahmen betonte der Bundesrat, dass er
die Neutralitédt bei seiner Entscheidung berucksichtigt habe und die Schweiz auch
weiterhin mit ihren Guten Diensten zur Lésung des Konflikts beitragen wolle. Dieser
Kurswechsel wurde in den Medien positiv aufgenommen, wenngleich der Bundesrat fur
seine Zogerlichkeit kritisiert wurde. Die AZ bezeichnete den Entscheid als «Berner
Pirouette», wahrend die WOZ die Entscheidfindung der Exekutive mit einem tagelangen
Irrlauf verglich. Aussenminister Cassis verteidigte sich im Interview mit dem
Sonntagsblick Anfang Mérz und argumentierte, dass der Bundesrat «selten etwas so
Wichtiges so schnell entschieden» habe. Er warb fur Verstandnis, denn der Bundesrat
habe zuerst einen Weg finden mussen, so weit wie moéglich mit der EU mitzuziehen,
ohne die Neutralitdt zu verletzen und damit die Handlungsfahigkeit der Schweizer
Diplomatie einzuschranken.

Es sollte nicht lange dauern, bis die Schweizer Exekutive am 4. Marz das
Sanktionsregime wiederum dem neusten Stand der EU anpassen musste. Der
Bundesrat beschloss daher die Totalrevision der «Verordnung Uber Massnahmen im
Zusammenhang mit der Situation in der Ukraine». Neu war der Export aller doppelt (zivil
und militérisch) verwendbarer Guter nach Russland verboten und zwar unabhéngig vom
Endverwendungszweck oder dem Endverwender. Auch die Ausfuhr von Gutern, die zur
militarischen oder technologischen Starkung Russlands oder zur Entwicklung des
Verteidigungs- und Sicherheitssektors beitragen kénnten, untersagte der Bundesrat.
Darunter fielen auch die Vermittlung oder das Bereitstellen von Finanzmitteln und die
Erbringung technischer Hilfe. Weitere Ausfuhrverbote betrafen Guter und
Dienstleistungen im Olsektor und in der Luft- und Raumfahrtindustrie sowie damit
zusammenhangende Dienstleistungen wie Versicherungen, Inspektionen,
Vermittlungsdienste und Finanzhilfen. Die Finanzsanktionen wurden ebenfalls
ausgeweitet; so beschloss die Regierung das Verbot von Transaktionen mit der
russischen Zentralbank und den Ausschluss Russlands aus dem
Kommunikationsnetzwerk SWIFT. Erneut wurde der Bundesrat nicht mide zu betonen,
dass die Umsetzung der Sanktionen nicht gegen die Schweizer Neutralitat verstosse und
dass damit keine humanitéaren Aktivitaten behindert wirden.

Eine Woche spater entschied der Bundesrat, Uberfluggesuche der beiden
Konfliktparteien und anderer Staaten, die diese mit Kriegsmaterial unterstitzen
wollten, nicht zu genehmigen. Der Schweizer Luftraum blieb somit in der Folge fiur
samtliche Flige, die im Zusammenhang mit dem bewaffneten Konflikt standen,
verboten, ausgenommen davon waren weiterhin Uberfliige aus humanitaren oder
medizinischen Zwecken. Die SVP reagierte auf diesen Ausbau der Sanktionen, indem
Roger Koéppel (svp, ZH) im Nationalrat anlésslich der Diskussion Gber den Schweizer Sitz
im UNO-Sicherheitsrat nicht nur auf dessen Ablehnung pochte, sondern auch eine
Beendigung der Sanktionen gegen Russland forderte.

Am 16. Marz Gbernahm die Schweiz auch die Sanktionen, welche die EU gegen Belarus
wegen dessen Mitverantwortung an den russischen Voélkerrechtsverletzungen in der
Ukraine erhoben hatte. Auch in diesem Fall handelte es sich um Guter- und
Finanzsanktionen, die inhaltlich sehr stark an die Sanktionen gegen Russland angelehnt
waren. Abweichend davon wurden jedoch auch Einfuhrverbote geschaffen, die unter
anderem den Import von Holz- und Kautschukprodukten, Eisen, Stahl und Zement
untersagten.

Die schrittweise Ausdehnung der Sanktionen gegen Russland setzte sich am 18. Marz
fort, als die Schweiz das vierte Sanktionspaket der EU nachvollzog. Dieses umfasste
weitergehende Massnahmen im Guterbereich, Einschrankungen von Transaktionen mit
gewissen russischen Staatsunternehmen, ein Verbot von Ratingdiensten flr russische
Kunden sowie den Entzug der Meistbegunstigungsbehandlung Russlands im Rahmen der
WTO.

Und nur sieben Tage spéater folgte eine weitere Ausdehnung der Sanktionen, die nun
auch die Ausfuhr von Gutern fur den Energiesektor und damit verbundene
Dienstleistungen unmdglich machten. Ebenso verboten wurde die Beteiligung und
Bereitstellung von Darlehen oder anderweitigen Finanzmitteln an Energieunternehmen.
Auch neue Einfuhr- und Ausfuhrverbote gegenliber Russland fanden sich auf der Liste
der EU-Sanktionen, darunter Importe von Eisen- und Stahlerzeugnissen aus oder mit
Ursprung in Russland und Exporte von Luxusgutern und Gutern zur «maritimen
Navigation». Etwas Uberraschend entschied sich der Bundesrat hingegen dazu, die
anfangs Marz erlassenen Massnahmen der EU gegen russische Medienkanéle nicht zu
Ubernehmen. Sputnik und Russia Today durften somit weiterhin in der Schweiz
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publizieren und ausstrahlen, obwohl der Bundesrat anerkannte, dass die Sender als
Propagandawerkzeuge zur Streuung von Desinformation genutzt wirden.

Eine Umfrage des Forschungsinstituts Gallup International, die Ende Marz im
Sonntagsblick veroffentlicht wurde, zeigte auf, dass ein Grossteil der Schweizer
Bevolkerung die Sanktionen fir angemessen befand (50%) oder gar schérfere
Massnahmen forderte (34%). Eine Mehrheit beflirchtete jedoch auch wirtschaftliche
Schéaden und eine Inflation sowie Probleme bei der Energieversorgung.
Nichtsdestotrotz war die Unterstitzung fir das Sanktionsregime ungebrochen gross.
Derweil forderte der ukrainische Botschafter in der Schweiz, Artym Rybchenko, vom
Bundesrat mehr Initiative bei der Beschlagnahmung von Vermégenswerten russischer
Oligarchen. Obwohl Rybchenko Bundesprasident Cassis zugute hielt, schon viel fir die
Ukraine getan zu haben, erwartete er mehr und schnellere Sanktionen in den Bereichen
Finanzen, Energie und Banken.

Anfang April tauchten Bilder auf, die den Verdacht auf russische Kriegsverbrechen in
der Ukraine erhérteten. Bundesratin Karin Keller-Sutter verurteilte die Handlungen
Russlands in einem NZZ-Interview explizit als «Kriegsverbrechen» und &usserte die
Erwartung, dass die EU und damit auch die Schweiz ihre Sanktionen gegen Russland
verstarken wirden. Noch im gleichen Monat kam es dann in zwei Etappen tatsachlich zu
einer weiteren Ubernahme von EU-Sanktionen gegen Russland und Belarus: Das fiinfte
Sanktionspaket umfasste ein Importverbot fir Kohle, Holz, Zement, Meeresfrichte und
Wodka, die fir Russland wichtige Einnahmequellen darstellten, sowie ein Exportverbot
von Kerosin und weiterer Guter, die der Starkung der industriellen Kapazitaten
Russlands dienen kénnten. Auch die finanzielle Unterstitzung von o&ffentlichen
russischen Einrichtungen wurde untersagt. Das WBF sanktionierte des Weiteren Uber
200 naturliche und juristische Organisationen, darunter zwei Téchter des russischen
Présidenten Putin. In Abweichung zur EU sah die Schweiz jedoch noch davon ab, die
Vergabe 6ffentlicher Auftrage an russische Staatsangehdrige und in Russland ansassige
Organisationen zu verbieten. Die Umsetzung eines solchen Verbots habe Fragen
hinsichtlich der Kompetenzverteilung zwischen Bund und Kantonen und dessen
Geltungsbereich aufgeworfen. Bis Ende Juni 2022 sollten die zustandigen Stellen die
Unklarheiten jedoch kléaren und in einem Bericht Stellung dazu beziehen. Wie die NZZ
berichtete, wurde zunehmend die Forderung laut, dass die Schweiz «aktiv» nach den
Vermdgen der von den Sanktionen betroffenen Personen suchen miusse. Wahrend
Banken dies im Rahmen der Geldwéschereibekdmpfung sowieso tun mussten, verflgten
kantonale Grundbuchamter kaum Uber die noétigen Ressourcen, um derartige Abklarung
vorzunehmen, erklérte die NZZ.

Ende April sorgten zwei mit den Sanktionen zusammenhangende Enthiillungen fir
medialen Wirbel. Zuerst gelangte ein vertraulicher Brief der GPDel an die Medien, in
dem diese den Bundesrat fur dessen schlechte Vorbereitung auf die russische Invasion
im Februar rigte. Le Temps zitierte aus dem Brief und flhrte aus, dass die Kerngruppe
Sicherheit - zusammengesetzt aus der Staatssekretarin des EDA sowie den Direktoren
des NDB und des Fedpol - den Sicherheitsausschuss des Bundesrats unzureichend und
zu spat informiert habe. Viola Amherd, Karin Keller-Sutter und Ignazio Cassis, die Teil
des Ausschusses seien, hatten daher den Gesamtbundesrat nicht adaquat Gber die Lage
in der Ukraine aufklaren kénnen.

Kurz darauf machte CH Media 6ffentlich, dass das Seco Deutschland daran gehindert
habe, Panzermunition aus der Schweiz in die Ukraine zu exportieren. Das Seco
erklarte, dass das Schweizer Gesetz den Export von Kriegsmaterial verbiete, wenn das
Empfangerland in einen internen oder internationalen bewaffneten Konflikt verwickelt
sei. Wahrend dieser Entscheid von einer Mehrheit der Schweizer Parteien gutgeheissen
wurde, &dusserte sich Mitte-Prasident Gerhard Pfister gegenteilig. Er argumentierte,
dass der Bundesrat seine notrechtlichen Kompetenzen ausnutzen koénnte, um im
Rahmen des Embargogesetzes derartige Lieferungen an die Ukraine zu erlauben,
solange dabei die Interessen der Schweiz gewahrt wirden. Das Seco schob dieser
Forderung aber in seiner Stellungnahme einen Riegel vor und argumentierte, die von
Pfister angesprochene Klausel in der Bundesverfassung kame nur zum Tragen, wenn
eine klare gesetzliche Regelung fehle oder die Anwendung ebenjener Klausel im Gesetz
explizit vorgesehen werde. Im Gegensatz zum Embargogesetz - wo der Bundesrat
durchaus Spielraum beim Erlass von Sanktionen hat - sei das beim Kriegsmaterialgesetz
aber nicht der Fall, so das Seco. *
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Beziehungen zur EU

In der Sommersession 2021 befasste sich der Standerat mit der Weiterentwicklung von
Frontex und der Anderung des AIG. Im Vorfeld hatte die SiK-SR diese als fiir die
Schweiz «unerlasslich» bezeichnet. Da die Kommission die EU-Migrationspolitik jedoch
kritisch  beurteilte, forderte sie dazu auf, den Bundesratsentwurf mit
Ausgleichsmassnahmen im Sinne der humanitaren Tradition der Schweiz zu ergénzen.
Einerseits beantragte sie ergdnzend zur Ubernahme der Verordnung die Aufnahme von
2'800 Flichtlingen im Rahmen des Resettlements, wobei diese Erhohung der
Resettlementquote stufenweise und in Kooperation mit den Kantonen erfolgen sollte.
Andererseits beantragte sie einen Mechanismus zur Beschwerdenbearbeitung und eine
Rechtsberatung, um die Rechtsmittel der Asylsuchenden zu starken. Zudem sprach sie
sich einstimmig fir einen Antrag aus, demgemass das Schweizer Kontingent fir Frontex
nicht zulasten des nationalen Grenzschutzes gehen durfe. Schliesslich beantragte die
SiK-SR, dass Frontex-Einsatze einem Genehmigungsverfahren unterliegen sollen. Dieser
angepassten Version der Vorlage stimmte die Kommission mit 8 zu 2 Stimmen bei 1
Enthaltung zu, wahrend eine Minderheit nicht auf die Vorlage eintreten wollte, weil die
humanitaren Ausgleichsmassnahmen in ihren Augen nicht ausreichend waren.

Die Ratsdebatte entwickelte sich trotz der relativ eindeutigen Position der Kommission
zu einer umstrittenen Angelegenheit. Daniel Jositsch (sp, ZH) kritisierte, dass die EU
Uber keine gesamtheitliche Migrationspolitik verfige und das Dublin-System nur den
Umgang mit Flichtlingen an den Aussengrenzen regle. Dadurch entstinden in gewissen
Staaten eine Extrembelastung und illegale Sekundarmigration, beides flr Jositsch
Grund genug, um diese neuen Massnahmen «nicht einfach so durchzuwinken» und
stattdessen, wie von der Kommission vorgeschlagen, mit flankierenden Massnahmen zu
ergdnzen. Als «eine falsche Politik» bezeichnete Thomas Minder (parteilos, SH)
hingegen die von der Kommission gemachten Resettlement-Antrage, weil man damit
das Schengen- mit dem Dublin-System und damit Sicherheits- mit Fllchtlingspolitik
vermische. Auch Finanzminister Maurer schloss sich dieser Argumentation an und
betonte, dass Schengen flr Grenzsicherheit stehe und nicht primér ein Projekt der
Asypolitik sei. Daher lehnte er im Namen des Bundesrats die von der SiK-SR
vorgeschlagenen Ausweitungen des Resettlement-Verfahrens ab, nicht zuletzt weil man
in dieser Sache die Kantone einbeziehen musse, bevor man absolut verbindliche
Beschllsse mache. Zu wenig weit ging der Kommissionsvorschlag Standerat Zopfi (gp,
GL), der im Rat einen Nichteintretensantrag einreichte, da die Anzahl der
Resettlement-Flichtlinge in seinen Augen auf 4'000 héatte erhoht werden mussen. Er
begrisste zwar den Ausbau des Grundrechtsschutzes, kritisierte aber die Methoden des
europaischen Grenzschutzes und argumentierte, dass man Sicherheit und Migration in
dieser Frage nicht trennen kénne. Thierry Burkart (fdp, AG) erinnerte in diesem Kontext
daran, dass eine Nichtibernahme der Weiterentwicklung des Schengen-Besitzstandes
im Extremfall die Beendigung der Schengen-Zusammenarbeit nach sich ziehen kénnte.
Der Stadnderat beschloss mit 33 zu 10 Stimmen (bei 1 Enthaltung), auf die Vorlage
einzutreten, lehnte kurz darauf aber die von der Kommission geforderte Erhéhung der
Anzahl der Resettlement-Flichtlinge auf 2'800 mit 22 zu 21 Stimmen knapp ab. Der Rat
folgte jedoch teilweise seiner Kommission, indem er sich entschied, dass Schweizer
Frontex-Einsétze nicht vom Kontingent der Schweizer Grenzschutzerinnen und
Grenzschutzer abgezogen werden dlrfen und dass derartige Einsatze einem
Genehmigungsverfahren unterstellt werden mussen. In der Gesamtabstimmung nahm
die kleine Kammer den Frontex-Entwurf mit 30 zu 14 Stimmen schliesslich deutlich an,
wobei die Nein-Stimmen vornehmlich von Mitgliedern der Grinen und der SP
stammten. Die Anderungen im Asylrecht, welche die Rechtsmittel der Asylsuchenden
und die Unterstitzung bei Beschwerdeverfahren starken, wurden vom Sténderat
einstimmig angenommen. °

Ende Oktober 2021 gaben die Operation Libero und die Grinen bekannt, gemeinsam
eine Volksinitiative zur Europapolitik lancieren zu wollen. Die Initiative solle dem
Bundesrat vorgeben, wie die bilateralen Beziehungen der Schweiz mit der EU zu
gestalten seien, liess die Operation Libero in ihrer Medienmitteilung verlauten. Grine
und Operation Libero hofften zu diesem Zeitpunkt, ihre Allianz noch erweitern zu
kénnen. Gegenlber der Sonntagszeitung ausserten Vertreterinnen und Vertreter der
GLP, der SP und der Europaischen Bewegung zu Beginn ein gewisses Interesse, wahrend
die Prasidenten der Mitte und der FDP.Liberalen das Vorhaben bereits zu diesem
Zeitpunkt klar ablehnten. FDP-Prasident Thierry Burkart (fdp, AG) bezeichnete dieses in
der NZZ als «Operation Eigengoal», mit dem die Verhandlungsposition des Bundesrats
geschwacht wirde. Seine Partei setze sich zwar fur den Erhalt der bilateralen
Beziehungen ein, doch der Bundesrat musse die Beziehungen zur EU ganzheitlich
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betrachten und die Verhandlungsmasse vergrossern, indem man beispielsweise weitere
Abkommen verhandle.

Die Sonntagszeitung zitierte in ihrer Berichterstattung zur Initiativankiindigung aus
einem ihr vorliegenden Entwurf des Initiativtexts. Demnach sollte der Bundesrat dazu
verpflichtet werden, flr «eine gesicherte Beteiligung am Binnenmarkt und in weiteren
Politikbereichen der EU» zu sorgen und zu diesem Zweck innert dreier Jahre nach
Annahme der |Initiative ein Projekt fir ein Kooperationsabkommen mit der EU
auszuhandeln, das die bestehenden bilateralen Vertrége sichert und neue Abkommen
ermoglicht. In welcher Form der Bundesrat diesen Auftrag erfillt, wollten die
Initiantinnen und Initianten der Regierung Uberlassen; denkbar seien etwa eine Art
«Bilaterale IlI», ein neuer Anlauf fur ein institutionelles Rahmenabkommen, ein
neuartiges Kooperationsabkommen oder ein EU-Beitritt. Operation Libero begriindete
die Dringlichkeit des Anliegens mit den gravierenden Auswirkungen des gescheiterten
Rahmenabkommens. Die eingeschrankte Beteiligung von Schweizer Universitaten an
EU-Forschungsprojekten wie auch die drohende Energieknappheit seien Folgen der
abgebrochenen Verhandlungen und wirden den Wohlstand und die Lebensqualitat der
Schweizer Bevolkerung bedrohen, zitierte «LeTemps» die Bewegung. Man wolle der
Zivilgesellschaft dazu verhelfen, an der politischen Debatte teilzunehmen und Einfluss
auf das Rahmenabkommen ausliben zu kénnen.

Im Frihjahr 2022 berichteten die Sonntagszeitung und die Aargauer Zeitung, dass die
angekundigte Initiative stark ins Stocken geraten sei und die Prasentation des
Initiativtexts verschoben werde. Mehrere anfangs noch interessierte Partner, darunter
die GLP, die Européaische Bewegung und die SP, hatten sich unterdessen von der
Initiative distanziert und zahlreiche Wirtschaftsverbande hatten dem Anliegen bereits
bei dessen Ankindigung eine Abfuhr erteilt. Sanija Ameti, Co-Prasidentin der Operation
Libero -gestand ein, dass man sich nach einem halben Jahr eine breite pro-
europaische Allianz erhofft habe. Den méglichen Initiativ-Partnern warf sie vor, kein
Interesse an einer langfristigen Europa-Strategie zu haben und sich vor den
eidgendssischen Wahlen nicht mit konkreten Losungsvorschlagen exponieren zu wollen.
SP-Co-Président Cédric Wermuth (sp, AG) setzte sich gegen diesen Vorwurf zur Wehr.
Das Initiativanliegen - einen neuen Anlauf fir die Beziehungen zur EU zu lancieren - sei
bereits erfullt, denn seit Herbst 2021 habe sich diesbezlglich viel getan. Tatsachlich
reiste Aussenminister Ignazio Cassis im November 2021 flr einen Arbeitsbesuch nach
Brissel und im Januar 2022 présentierte der Gesamtbundesrat die neue Stossrichtung
fur das Verhandlungspaket mit der EU. In der Fruhjahrssession 2022 hatte der
Nationalrat zudem einer parlamentarischen Initiative der APK-NR (Pa. Iv. 21.480) Folge
gegeben, mithilfe derer ein Bundesgesetz fur die Weiterfihrung und Erleichterung der
Beziehungen mit der EU eingeftuihrt werden soll. Und selbst ein Postulat, welches die
Prifung eines EWR-Beitritts verlangte (Po. 21.3678), wurde von Bundesrat und
Nationalrat durchgewinkt. Diese positiven Signale hatten dafliir gesorgt, dass das
Parlament die weitere Arbeit des Bundesrats abwarten wolle. GLP-Prasident Jurg
Grossen (glp, BE) merkte denn auch an, dass «das Instrument der Initiative und das
Timing» nicht stimmten. Sanija Ameti wollte die Initiative indes noch nicht beerdigen,
sondern deren Beratung weiterfihren. Sofern der Standerat die vom Nationalrat
angenommene parlamentarische Initiative (Pa. Iv. 21.480) ebenfalls annehme, kénne
man jedoch darlber nachdenken, ob es die Volksinitiative noch brauche. ¢

Ende Februar 2022 préasentierte der Bundesrat seine neue Stossrichtung fiir das
Verhandlungspaket mit der EU. Die offenen Punkte, die sich nicht zuletzt bei den
Verhandlungen Uber das institutionelle Rahmenabkommen gezeigt héatten, wolle man
mit einem sektoriellen Ansatz in den einzelnen Binnenmarktabkommen separat [6sen.
Dazu gehorten die dynamische Rechtsibernahme, die Streitbeilegung, sowie
Ausnahmen und Schutzklauseln. Den horizontalen Ansatz - ein Ubergeordneter
Streitldsungsmechanismus flr alle Abkommen - des gescheiterten Rahmenabkommens
betrachtete der Bundesrat nicht langer als valable Option. Als weitere mogliche
Bestandteile des Pakets nannte der Bundesrat mehrere neue Binnenmarktabkommen in
den Bereichen Strom und Lebensmittel, sowie Assoziierungsabkommen in den
Bereichen Forschung, Gesundheit und Bildung. Die Republik attestierte dem Bundesrat
dabei geschicktes Taktieren, denn eine gréssere Verhandlungsmasse biete «mehr
Spielraum fur ein Geben und Nehmen». Auch eine Institutionalisierung der Schweizer
Kohasionszahlungen wurde von der Exekutive in den Raum gestellt. Auf der Grundlage
des neuen Beschlusses sollen Sondierungsgesprache mit der EU aufgenommen werden.
Parallel dazu liefen die Arbeiten zu den Regelungsunterschieden zwischen dem EU-
Recht und dem Schweizer Recht weiter. Das EJPD war schon kurz nach dem
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Verhandlungsabbruch Uber das InstA im Mai 2021 damit beauftragt worden, Differenzen
zwischen dem EU-Recht und der schweizerischen Rechtsordnung zu eruieren. Ende
Juni 2021 lag eine erste Auslegeordnung der Regelungsunterschiede vor, woraufhin in
einem zweiten Schritt ermittelt werden sollte, in welchen Bereichen autonome
Angleichungen im Interesse der Schweiz waren. Bundesratin Karin Keller-Sutter teilte an
der Medienkonferenz zur neuen Stossrichtung mit, dass sich ihr Departement dabei auf
funf Marktzugangsabkommen der Bilateralen | fokussiert und ein Konzept mit 17
Handlungsoptionen erarbeitet habe. Alt-Staatssekretér Gattiker habe eine «Analyse und
Bewertung der ermittelten Spielrdume» durchgefuhrt und werde diese im Gesprach mit
den Kantonen wund Sozialpartnern vertiefen, teilte der Bundesrat in seiner
Pressemitteilung mit.

Der neue Ansatz der Schweiz 16ste in den Medien kollektives Stirnrunzeln aus, hatte
doch EU-Kommissar Sefllovill nach dem Treffen mit Aussenminister Cassis im
November 2021 dem Tages-Anzeiger gegenUber klar gemacht, dass man institutionelle
Fragen nicht «von Fall zu Fall» l6sen kénne, sondern ein Rahmenabkommen daftr
benotige. Der Blick merkte an, dass Bundesprasident Cassis nicht habe erklaren
kénnen, weshalb sich diese Auffassung unterdessen geandert haben soll. Stattdessen
schicke man Staatssekretarin Leu nach Brussel, «um zu sondieren, ob sich die Meinung
dort geédndert hat», so der Blick. Auch die parallel zu den Sondierungsgesprachen mit
der EU gefihrte Verhandlung mit den Sozialpartnern und den Kantonen beéugte der
Blick kritisch. Karin Keller-Sutter dusserte sich den Medien gegenlUber diesbezlglich
aber zuversichtlich und betonte, dass man damit verschiedene Differenzen von
vornherein eliminieren wolle. Die Le Temps bezeichnete den neuen Ansatz des
Bundesrats als «Bilaterale IlI», auch wenn der Begriff in der Pressekonferenz nicht
gefallen sei. Sie dusserte auch die Vermutung, dass der sektorielle Ansatz - mit dem die
Streitbeilegung durch den EuGH umgangen werden soll - Brussel veréargern durfte.
Aussenminister Cassis erklarte gegenlber derselben Zeitung, dass man auf detaillierte
Vorschlage verzichtet habe, um Staatssekretérin Leu mehr Handlungsspielraum zu
verschaffen.

Die Reaktionen der Parteien und anderer Interessengruppen auf die neuen Vorschlage
des Bundesrats fielen gemischt aus. Fir die FDP stelle der sektorielle Ansatz die
vielversprechendste Losungsvariante dar, hielt Parteiprasident Thierry Burkart (fdp, AG)
fest. SP-Stéanderat Carlo Sommaruga (sp, GE) erachtete den Vorschlag als eher
unrealistisch und Foraus-Co-Direktor Darius Farman sowie NEBS-Prasident und SP-
Nationalrat Eric Nussbaumer (sp, BL) kritisierten das Fehlen eines Zeitplans scharf. Die
SVP beflrchtete hingegen die Unterwerfung der Schweiz unter EU-Recht und EU-
Richter und kiindigte daher Widerstand gegen die Plane des Bundesrats an.

Petros Mavromichalis, der EU-Botschafter in der Schweiz, begegnete dem neuen
Vorgehen der Schweiz mit viel Skepsis. Er begrusste zwar die Anklindigung des
Bundesrats, alle offenen Fragen angehen zu wollen, bezweifelte aber die Machbarkeit
des sektoriellen Ansatzes. Er stellte im Interview mit der Republik auch klar, dass die
Personenfreizlgigkeit flir die EU untrennbar mit dem Binnenmarkt verbunden sei und
daher ebenfalls der dynamischen Rechtsangleichung und dem juristischen
Streitbeilegungsmechanismus unterliegen musse. Fur ihn wirke es, «als ob die Schweiz
mit sich selber verhandeln wirde und es kein Gegenlber gabe». Auch die EU habe
Erwartungen und Bedurfnisse, weshalb die Debatte nicht nur nach Innen gerichtet
werden durfe. ’

Mitte Mai 2022 nahm die Schweizer Stimmbevdélkerung in der Volksabstimmung zum
Frontex-Referendum die Beteiligung der Schweiz am Ausbau der EU-Agentur an. Mit
einem Ja-Anteil von 71.5 Prozent und Ja-Mehrheiten in allen 26 Kantonen fiel das
Resultat - bei einer tiefen Stimmbeteiligung von knapp 40 Prozent - sehr deutlich aus.
Das klare Ergebnis hatte sich - wenn auch nicht in dieser Deutlichkeit - schon im
Vorfeld des Abstimmungssonntags abgezeichnet. Meinungsumfragen von Tamedia und
der SRG ergaben Anfang Mai einen Zustimmungswert von 64 Prozent (Tamedia)
beziehungsweise 69 Prozent (SRG) fiir die Frontex-Vorlage, die laut Umfrageinstituten
thematisch wenig personliche Betroffenheit bei den Stimmenden ausloste. Selbst unter
Sympathisantinnen und Sympathisanten der SP fand sich - trotz der Nein-Parole der
Partei - eine Mehrheit fir Annahme der Vorlage und auch bei Personen, die mit den
Grlinen sympathisierten, wollte eine Mehrheit mit Ja abstimmen. Der Tages-Anzeiger
kritisierte nach der Abstimmung die Parteileitungen der SP und der Grlnen fir ihre
unklare Kommunikation. Denn eigentlich seien sie ja nicht gegen die Kooperation mit
der EU an und fur sich gewesen. Statt mit einer Nein-Parole zu versuchen, die
parteiinternen Flligel zu befrieden, hatten sich die beiden Parteien far ein
differenziertes Ja mit Kompensationsmassnahmen bei der Flichtlingsaufnahme
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einsetzen sollen, so die Empfehlung der Zeitung.

Trotz der hohen Zustimmungsrate wurde das Resultat in den Medien vielfach mit einem
kritischen Unterton versehen. So meinte Marie Juillard im Namen der siegreichen
Operation Libero gegenlber Le Temps, dass es nach dem Ja nichts zu feiern gebe, denn
schliesslich wirden Menschen an den Schengengrenzen umkommen. Trotzdem zeigte
man sich bei der Operation Libero mit dem Resultat zufrieden, welches die
Unterstltzung der Schweiz flr die Kooperation mit Europa zeige. FDP-Prasident Thierry
Burkart (fdp, AG) freute sich derweil Uber ein klares Ja zur Sicherheit der Schweiz in
Zeiten des Ukraine-Kriegs. Ein Nein hatte der Europapolitik der Schweiz geschadet,
resimierte Burkart. Sein Parteikollege Damien Cottier (fdp, NE) rdumte hingegen ein,
dass die Abwégung zwischen Sicherheit und Menschenrechten schwierig gewesen sei.
Er drickte jedoch seine Hoffnung aus, dass die Schweiz ihre humanitaren Werte den
anderen européischen Staaten vermitteln kdnne. Francois Pointet (glp, VD), Mitglied des
Vorstands der Grlnliberalen Schweiz, verstand das Abstimmungsresultat eher als
Zeichen fur den Bundesrat, die Blockade in den Beziehungen mit der EU aufzuheben
und diese zu intensivieren. Ins gleiche Horn bliesen EU-Botschafter Petros
Mavromichalis und der Europaabgeordnete Andreas Schwab, die das Ja als
Vertrauensvotum fir den Schengenraum und fir den Mehrwert der Kooperation mit der
EU auffassten. Fir Bundesrat Maurer war indes klar, dass das Ja der Stimmbevélkerung
ein Ja zur Sicherheit gewesen sei. Das Land werde Frontex starker unterstlitzen und
sich fir die Grundrechte einsetzen, zitierte ihn La Liberté.

Die Gegnerinnen und Gegner der Vorlage, darunter die Schweizer Flichtlingshilfe, die
Grinen und die SP, forderten im Nachgang der Abstimmung, dass sich die Schweiz fur
mehr Transparenz und demokratische Kontrolle einsetzen musse. Sibel Arslan (basta,
BS) bemangelte, dass die Schweiz seit zehn Jahren im Frontex-Verwaltungsrat sitze,
ohne sich fir diese Anliegen einzusetzen. Ada Marra (sp, VD) klindigte an, dass auch die
SP mehr Transparenz vom Bundesrat in Sachen Frontex verlangen werde. Die grine
Standeratin Lisa Mazzone (gp, GE) storte sich gegenlber 24heures hingegen daran, dass
der Bundesrat die Abstimmung auf die Schengen-Frage reduziert habe, obwohl die
Gegnerschaft der Vorlage nie aus dem Schengen-Abkommen habe aussteigen wollen.
Sie monierte, dass die Auswirkungen eines Neins von den Beflrwortenden der Vorlage
Ubertrieben dargestellt worden seien. Auch La Liberté kritisierte den Bundesrat flr
dessen Rolle im Abstimmungskampf: Medienanfragen seien oft negativ beantwortet
worden und das Bundesamt flr Zoll und Grenzsicherheit habe sogar einen bereits
genehmigten Artikel von Le Temps zensieren lassen.

Amnesty International verlangte vom Bundesrat, sich gegentber Frontex fur die
Sicherheit von Gefllichteten einzusetzen, illegale Abschiebungen zu verurteilen und
Mechanismen einzufihren, um Frontex zur Rechenschaft ziehen zu kdnnen, berichtete
Le Temps. Daniel Graf, der das Referendum durch seine Stiftung fur direkte Demokratie
unterstitzt und bei der Unterschriftensammlung mit seinem Netzwerk «wecollect>»
mitgewirkt hatte, sprach gegentber dem Blick trotz der Niederlage von einem Erfolg.
Die Schweizerinnen und Schweizer hatten als einzige Bevolkerung Europas zum Ausbau
der Frontex-Agentur Stellung nehmen kénnen.

Abstimmung vom 15. Mai 2022
Beteiligung: 39.98%

Ja: 1'623'005 (71.5%), (Sténde 23)
Nein: 607'673 (28.5%), (Stande 0)

Parolen:
- Ja: EVP, FDP, GLP, Lega, Mitte, SVP (1*), Economiesuisse, Konferenz der
Kantonsregierungen, Schweizerischer Arbeitgeberverband, Schweizerischer

Gewerbeverband, TravailSuisse, Operation Libero, Europaische Bewegung Schweiz, I1G
Agrarstandort Schweiz, Interpharma, Swissmem, Gastrosuisse, Schweizer Tourismus-
Verband, Allianz Sicherheit Schweiz

- Nein: SP (4*), GPS, EDU (2*), GPS, PdA, SD, Schweizerischer Gewerkschaftsbund,
VPOD, Migrant Solidarity Network, Gruppe flur eine Schweiz ohne Armee,
Flichtlingsparlament Schweiz, Caritas, SolidaritéS, BastAl, Demokratische Juristinnen
und Juristen der Schweiz, Klimastreik Schweiz, Piratenpartei Ensemble & Gauche

- Stimmfreigabe: Schweizerische Fltchtlingshilfe, verschiedene SP-Kantonalparteien
(Al, AR, GL, JU, S2)

* Anzahl abweichende Kantonalsektionen in Klammern 8
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INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 21.04.2022
AMANDO AMMANN

MOTION
DATUM: 17.06.2021
AMANDO AMMANN

Zwischenstaatliche Beziehungen

Im April 2022 reiste Bundesprasident Cassis fiir einen Staatsbesuch nach Japan. Die
Reise fuhrte Cassis nach Tokio, Osaka und Kyoto, begleitet wurde er von einer
Wirtschafts- und Wissenschaftsdelegation bestehend aus Staatssekretédrin Ineichen-
Fleisch des SECO, Staatssekretarin Hirayama des SBFI sowie Nationalratin Schneider-
Schneiter (mitte, BL) und Stéanderat Burkart (fdp, AG) als Vertretende der
parlamentarischen Freundschaftsgruppe Schweiz-Japan. Dementsprechend stand der
Besuch im Zeichen der Wirtschaft und der Wissenschaft.

Zu Beginn der Reise traf sich Cassis am 18. April in Tokio jedoch mit dem japanischen
Premierminister Kishida und Aussenminister Hayashi, um tUber den Krieg in der Ukraine
und die daraus erwachsenden sicherheitspolitischen Herausforderungen fur Europa
und Asien zu sprechen. Da sowohl Japan wie auch die Schweiz Kandidaten fir eine
Mitgliedschaft im UNO-Sicherheitsrat sind, betonte der Bundesprésident die geteilten
Werte der beiden Lander, wie Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, Multilateralismus und
eine regelbasierte globale Ordnung. Tags darauf fuhrte EDA-Vorsteher Cassis
Gesprache mit Takayuki Kobayashi, dem Minister fur wirtschaftliche Sicherheit, und
Karen Makishima, Japans Digitalisierungsministerin, um die bilateralen Beziehungen in
diesen Bereichen zu vertiefen. Zudem wurde ein MoU fir gemeinsame
Forschungsprojekte zwischen der  Japanischen Gesellschaft far  die
Wissenschaftsforderung und dem SNF unterzeichnet. In Osaka tauschte sich die
Schweizer Delegation nicht nur mit den Organisatoren der Weltausstellung 2025 aus,
sondern besuchte auch eine Feier zum Baubeginn des neuen Schweizer Konsulats, das
auch als Swissnex-Standort dienen wird. Swissnex - das globale Schweizer Netzwerk flr
Bildung, Forschung und Innovation - werde damit um einen weiteren Hauptstandort
ergénzt, erklarte das EDA in seiner Medienmitteilung. Den Abschluss des Reise bildete
ein Besuch der Universitat Kyoto, an welcher der Bundespréasident eine Rede Uber die
Verbindung von Wissenschaft und Diplomatie hielt. ?

Aussenwirtschaftspolitik

In der Sommersession 2021 befasste sich der Standerat mit der Motion Seiler Graf (sp,
ZH), welche den Stopp aller Kriegsmaterialexporte an die Jemen-Kriegsallianz
forderte. Thierry Burkart (fdp, AG) - Sprecher der SiK-SR - beantragte im Namen der
Kommission die Ablehnung der Motion. Man sei zwar besorgt Uber die humanitare Krise
in Jemen und Uber die Menschenrechtsverletzungen in Saudi-Arabien, da sich die
Intervention der Jemen-Koalition aber auf eine Resolution des UNO-Sicherheitsrats
stitze, sei diese volkerrechtlich legitimiert. Zudem liefere man nur defensive
Waffensysteme an Saudi-Arabien. Auch sei das Parlament nicht fir die
Rechtsanwendung zusténdig, weshalb eine Annahme der vorliegenden Motion das
Prinzip der Gewaltenteilung verletzen wdirde, flihrte Burkart aus. Eine Minderheit
Jositsch (sp, ZH) setzte sich hingegen fir die Annahme der Motion ein. Der
Minderheitssprecher erklarte, dass aufgrund der Situation in Saudi-Arabien und Jemen
die Natur der Waffenlieferungen, ob offensiv oder defensiv, keine Rolle spiele. Zudem
fordere die Motion zwar die Anwendung von Artikel 19 des Kriegsmaterialgesetzes,
welche eigentlich dem Bundesrat vorbehalten sei, doch die Motion ermutige den
Bundesrat ja nur, dies zu tun, und breche daher nicht mit der Gewaltenteilung. Der
anwesende Bundesrat Guy Parmelin erinnerte daran, dass der Bundesrat die
militérische Intervention in Jemen bereits 2016 bei seiner Beurteilung der saudischen
Exportantrage berucksichtigt habe und aus seiner Sicht nach wie vor keine
«aussergewohnlichen Umstande» vorlagen, welche die Anwendung von Artikel 19
rechtfertigen wirden. Parmelin forderte daher die Ablehnung der Motion, auch weil die
Schweiz im internationalen Vergleich sehr restriktiv agiere. Wahrend sich der
Nationalrat noch Uber den Wunsch des Bundesrats hinweggesetzt hatte, tat dies der
Standerat nicht. Er lehnte die Motion mit 28 zu 14 Stimmen ab. ©
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MOTION
DATUM: 10.06.2020
MARCO ACKERMANN

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 30.09.2021
BERNADETTE FLUCKIGER

MOTION
DATUM: 06.12.2022
BERNADETTE FLUCKIGER

MOTION
DATUM: 09.03.2021
BERNADETTE FLUCKIGER

Infrastruktur und Lebensraum

Energie
Erdol und Erdgas

In der Sommersession 2020 folgte der Nationalrat stillschweigend und diskussionslos
seiner einstimmigen UREK-NR und lehnte - entgegen dem friheren
Sténderatsentscheid - eine Motion Mdller (fdp, LU) betreffend die Mineral6l-
Besteuerungsgrundlage von Liquefield Natural Gas (LNG) ab. Die Forderung nach einer
gerechteren Besteuerungsform von LNG sei inzwischen im Rahmen der
parlamentarischen Initiative Burkart (fdp, AG; 17.405) rickwirkend auf den 1. Juli 2019
umgesetzt worden, weshalb die Motion obsolet geworden sei, hatte die Kommission in
ihrem Bericht erklart. "

Verkehr und Kommunikation
Verkehrspolitik

Sowohl Standerat als auch Nationalrat befassten sich in der Herbstsession 2021 je ein
zweites Mal mit dem Bundesgesetz iiber den unterirdischen Giitertransport. Danach
blieb noch eine Differenz zwischen den Raten bestehen. Diese betraf das Vorgehen bei
Enteignungen. Wéahrend die Mehrheit des Nationalrats darauf pochte, dass eine
Enteignung nur dann moglich sein solle, wenn keine Interessen des Bundes oder von
bundesnahen Unternehmungen, insbesondere den SBB, tangiert werden, war der
Sténderat mehrheitlich der Ansicht, dass ein solcher Passus im Gesetz nicht angebracht
sei. Thierry Burkart (fdp, AG) illustrierte die Haltung des Standerates in dieser Sache mit
den folgenden Worten: «Einerseits kann eine solche Regelung natirlich dem Erfolg der
Erstellung von Cargo sous terrain (CST) sehr abtréglich sein, und andererseits wirde
man hier auch eine Privilegierung von einzelnen Wirtschaftssubjekten - bundesnahe
Betriebe sind auch Wirtschaftssubjekte - vornehmen [...], was meines Erachtens nicht
zuléssig ware.» Die beiden Rate werden in der Wintersession 2021 versuchen, diese
letzte Differenz auszurdumen. ™

Die Weiterfiihrung der Verlagerungspolitik durch den Ausbau der NEAT-
Zubringerstrecke Worth-Strasbourg stand in der Wintersession 2022 auf dem
Programm des Standerates. Fiir die KVF-SR berichtete Thierry Burkart (fdp, AG), dass
zur Umsetzung des Verfassungsauftrags zur Verkehrsverlagerung (Alpen-Initiative) eine
Verbesserung der NEAT-Zufahrtsstrecken im Norden der Schweiz nétig sei. Mit der
vorliegenden Motion solle der Bundesrat aufgefordert werden, auf eine Beseitigung des
Nadeléhrs der sudlichen deutschen Rheintalstrecke hinzuwirken. Bundesréatin
Simonetta Sommaruga begrisste seitens der Regierung das Anliegen der Motion. Sie
wies jedoch gleichzeitig darauf hin, dass Frankreich und Deutschland dem Ausbau
dieser Strecke nicht dieselbe Bedeutung beimessen wirden wie die Schweiz. Es sei
daher davon auszugehen, dass der Ausbau eine entsprechende finanzielle Beteiligung
der Schweiz bedinge. Danach nahm der Standerat die Motion stillschweigend an. ™

Strassenverkehr

Die pandemiebedingten Schwierigkeiten der privaten Reisebusbranche standen im
Zentrum einer Motion der KVF-NR, welche in der Frihjahressession 2021 vom Standerat
behandelt wurde. Die vom Nationalrat gutgeheissene Motion verlangte vom Bundesrat,
eine Vorlage zu erarbeiten, um Firmenschliessungen, Konkurse und Arbeitsplatzverluste
in dieser Branche zu verhindern.

Kommissionssprecher Engler (mitte, GR) erlduterte fiir die Mehrheit der KVF-SR, dass
die Kommission grosses Verstéandnis fur das Anliegen habe. Das Parlament habe aber
mittlerweile - die Motion wurde bereits im Sommer 2020 eingereicht - mit den
Hartefallmassnahmen und der Covid-Gesetzgebung die Voraussetzungen geschaffen,
um die betroffenen Branchen zu unterstutzen.

Thierry Burkart (fdp, AG), seines Zeichens Zentralprasident des ASTAG, erlduterte die
Lage aus Sicht der Carunternehmungen. Die Branche stehe quasi am Abgrund. Die
Gelder aus der Hartefallregelung kémen zu langsam und reichten nicht aus. Ausserdem
seien sie von Kanton zu Kanton sehr unterschiedlich ausgestaltet. Er sehe mit der
Anpassung des Covid-19-Gesetzes in der Frihlingssession 2021 jedoch Licht am
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MOTION
DATUM: 16.03.2021
BERNADETTE FLUCKIGER

MOTION
DATUM: 01.06.2021
BERNADETTE FLUCKIGER

MOTION
DATUM: 10.06.2021
BERNADETTE FLUCKIGER

Horizont. Er sei guten Mutes, dass mit den darin enthaltenen Regulierung Abhilfe
geschaffen werde, weshalb er seinen Minderheitsantrag auf Annahme der Motion
zurlckziehe. Anschliessend lehnte der Nationalrat die Motion stillschweigend ab. ™

Der Bundesrat solle fur gleich lange Spiesse im Strassengiiterverkehr sorgen, forderte
Standerat Wicki (fdp, NW) in einer im Dezember 2020 eingereichten Motion. Bislang
mussten Lieferwagen, im Gegensatz zu Lastwagen, ihre Wegekosten und ihre externen
Kosten nur teilweise Ubernehmen. Wicki schlug daher vor, eine Pauschalabgabe oder
eine leistungsabhangige Abgabe (beispielsweise die LSVA) fir Lieferwagen einzuflhren.
Lieferwagen, die Material und/oder Ausristung zur Berufsauslbung transportieren,
sollen jedoch von dieser Abgabe befreit werden. Zudem sollen die derzeit geltenden
Abgaben fur Lastwagen nicht erhéht werden.

Der Bundesrat zeigte sich bereit, die gesetzlichen Grundlagen zu erarbeiten, um
Lieferwagen, die fir den gewerbsmassigen Gutertransport verwendet werden, in die
LSVA zu integrieren. Er werde diese Arbeiten mit der Weiterentwicklung der LSVA und
der Umsetzung der Verlagerungspolitik von der Strasse auf die Schiene koordinieren. Er
beantragte daher die Annahme der Motion.

Der Standerat befasste sich in der Frihjahressession 2021 mit dem Vorstoss. Thierry
Burkart (fdp, AG), in seiner Funktion als Zentralprésident des ASTAG, betonte, wie
wichtig es sei, an der derzeitigen Ausgestaltung der LSVA flr Lastwagen festzuhalten.
Eine Erhéhung der Tarife fur Lastwagen oder etwa die Berlcksichtigung des CO2-
Ausstosses bei der Tarifberechnung kémen fur ihn nicht in Frage. Verkehrsministerin
Sommaruga beschwichtigte, dass sowohl die Umsetzung dieser Motion als auch die
Weiterentwicklung der LSVA in enger Absprache mit der Branche erfolgen wirden. Die
kleine Kammer stimmte der Motion in der Folge stillschweigend zu.

Die kleine Kammer beschéftigte sich in der Sommersession 2021 mit den
Arbeitsbedingungen fiir Berufschauffeusen und -chauffeure in Form einer Motion
Storni (sp, Tl). Die Motion, die vom Nationalrat stillschweigend angenommen worden
war, sorgte im Stéanderat fir deutlich mehr Gesprachsstoff. Stefan Engler (mitte, GR)
erlauterte, dass Motionér Storni das Ziel verfolge, vor allem die Situation ausléndischer
Chauffeure und Chauffeusen, welche in der Schweiz unterwegs sind, zu verbessern. Zu
diesem Zweck soll es allen Berufschauffeusen und -chauffeuren untersagt sein, ihre
regulare wochentliche Ruhezeit ausschliesslich im Fahrzeug zu verweilen. Damit wirde
die Schweiz auch eine geplante Regelung der EU nachvollziehen. Aus diesen Grinden
unterstitze die KVF-SR diese Motion einstimmig. Nicht einverstanden mit dieser
Argumentation war hingegen Jakob Stark (svp, TG). Er hatte einen Einzelantrag auf
Ablehnung der Motion eingereicht, da er beflrchtete, dass auslandische Chauffeusen
und Chauffeure durch diese Regelung gezwungen waren, in einer Unterkunft zu
Ubernachten, die sie selber berappen mussten. Ratskollege Rechsteiner (sp, SG)
hingegen unterstutzte die Motion, weil er darin eine Chance sah, «das Sozialdumping
dort, wo es moglich ist, zu verhindern und die Standards nach oben anzupassen».
Thierry Burkart (fdp, AG), Prasident des ASTAG, erlduterte, dass der Bundesrat ohnehin
bereits daran sei, die Chauffeurverordnung im Sinne der Motion Storni anzupassen.
Daher sei die Motion eigentlich gar nicht notwendig, eine Ablehnung der Motion aber
auch nicht. Abschliessend bekréaftigte Verkehrsministerin Sommaruga noch einmal die
zustimmende Haltung des Bundesrates. Die Motion entspreche «dem, was aufgegleist
ist, was breit abgestutzt ist, was einstimmig in lhrer Kommission beschlossen wurde und
ohnehin zu tun ist, weil wir diese Wettbewerbsverzerrungen alle nicht wollen». Nach
diesem Votum stimmte der Standerat der Motion mit 37 zu 8 Stimmen deutlich zu. ™

Der Bundesrat revidierte im Jahr 2020 die VRV in Umsetzung der Motion Burkart (fdp,
AG) betreffend das Rechtsvorbeifahren auf Autobahnen. Ab dem 1.1.2021 ist dieses nun
bei Kolonnenverkehr gestattet. Der Bundesrat beantragte daher die Abschreibung der
Motion. Diesem Ansinnen stimmten die beiden Parlamentskammern in der
Sommersession 2021 zu. "
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VERWALTUNGSAKT
DATUM: 10.06.2021
BERNADETTE FLUCKIGER

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 25.06.2021
BERNADETTE FLUCKIGER

POSTULAT
DATUM: 10.12.2021
BERNADETTE FLUCKIGER

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 28.11.2022
BERNADETTE FLUCKIGER

Der Bundesrat beantragte im Rahmen des Berichts tUber die Motionen und Postulate im
Jahr 2020 die Abschreibung der Motion Burkart (fdp, AG) betreffend die Erh6hung
der Hochstgeschwindigkeit fiir Motorwagen mit Anhanger. Die Regierung hatte die
VRV auf den 1.1.2021in Umsetzung der Motion entsprechend angepasst. Die beiden Rate
stimmten der Abschreibung in der Sommersession 2021 diskussionslos zu. ®

Das ASTRA veroffentlichte im Sommer 2021 Zahlen zum Verkehrsaufkommen im von der
Corona-Pandemie gepragten Jahr 2020. Aufgrund der von den Behoérden
angeordneten  Massnahmen  (beispielsweise ~ Homeoffice,  Schliessung  von
Freizeitangeboten) gab es auf den Nationalstrassen deutlich weniger Verkehr und
weniger Stau zu verzeichnen. Das Verkehrsaufkommen nahm im Vergleich zum Vorjahr
um rund 18 Prozent ab; die Staustunden nahmen sogar um rund einen Drittel ab.
Inzwischen haben der Verkehr und die Staustunden jedoch wieder das Niveau von 2019
erreicht.

Um den Verkehr wieder flUssiger zu gestalten, plant das ASTRA die Umsetzung
verschiedener Massnahmen. So werde beispielsweise das Verkehrsmanagement bei den
Ein- und Ausfahrten der Nationalstrassen mit einer Regelung der Geschwindigkeit und
einer so genannten Rampendosierung - der Steuerung des Verkehrsflusses durch ein
Ampelsystem - verbessert. Zudem solle auch die Schnittstellenproblematik
(insbesondere die Staugefahr) zwischen den Nationalstrassen und dem nachgelagerten
Strassennetz entscharft werden, wie der Bundesrat bereits im Bericht in Erflllung eines
Postulates Burkart (fdp, AG) angeklndigt hatte. "

Das ARE présentierte im Dezember 2021 die Gesamtsicht zum Langsamverkehr in
Erfllung der Postulate Burkart (fdp, AG; Po. 18.4291) und Candinas (mitte, GR; Po.
15.4038). In diesem Bericht wurde analysiert, wie eine optimale Nutzung der
Verkehrsflachen sichergestellt und wie das Nebeneinander der verschiedenen
Verkehrsteilnehmenden des Langsamverkehrs (bspw. Fussgénger, Velo- und E-
Bikefahrende) verbessert werden kann. Der Bundesrat kam im Bericht zum Schluss,
dass er sich bei den weiteren Arbeiten auf dem Gebiet des Langsamverkehrs an den
Zielen der Nachhaltigkeit und der Verkehrssicherheit orientieren wolle. Zudem
beabsichtigte er, einfachere und nachvoliziehbare Regelungen fir die Nutzung der
Verkehrsflachen zu schaffen. Demnach soll das Trottoir Personen, die zu Fuss
unterwegs sind, sowie kleineren Fahrzeugen, die ohne elektrischen Antrieb ausgestattet
sind, vorbehalten bleiben. Veloverkehrsflachen hingegen sollen fur Fahrrader, E-Bikes
sowie rein elektrisch angetriebene Kleinfahrzeuge zugelassen sein, wobei schnelle E-
Bikes neu auch auf der Strasse verkehren dirfen. Zudem sollte die Verwendung von
grosseren Elektrofahrzeugen (bis zu einem maximalen Gewicht von 450kg) erleichtert
werden: Diese Fahrzeuge sollen neu auch auf den Veloverkehrsflachen unterwegs sein
dirfen, wenn sie nicht schneller als 25km/h fahren. Ergénzend wurde das UVEK damit
beauftragt, eine entsprechende Revision des Strassenverkehrsrechts zu erarbeiten. %

Der Standerat beugte sich in der Wintersession 2022 Uber die Differenzen in der
Revision des Strassenverkehrsgesetzes, welche vom Nationalrat aufgrund eines
Rickkommensantrags geschaffen worden waren. Die Mehrheit der KVF-SR stimmte der
vom Nationalrat ausgearbeiteten Formulierung bezlglich der Raserdelikte im Grundsatz
zu, wollte aber noch die entsprechenden Vorbehalte der Schweizerischen
Staatsanwaélte-Konferenz berlcksichtigen und hatte daher den Wortlaut zu den
Raserbestimmungen prézisiert, wie Kommissionssprecher Thierry Burkart (fpd, AG) im
Plenum ausfuhrte. Dadurch sollten mégliche Rechtsunsicherheiten verhindert werden.
Burkart wies auch darauf hin, dass die Stiftung Road Cross erklart habe, auf ein
Referendum zu verzichten, wenn das Parlament den vorgeschlagenen Anderungen zu
den Raserbestimmungen zustimme. Die kleine Kammer nahm die angepassten
Formulierungen zum Fuhrerscheinentzug sodann stillschweigend an.

Bei den Bestimmungen zum Freiheitsentzug lag ein Minderheitsantrag Rieder (mitte, VS)
vor. Der Walliser Standerat setzte sich daflr ein, dass die kleine Kammer hierbei wieder
auf die Version des Bundesrates umschwenkt, wodurch die Mindestfreiheitsstrafe
wieder ganz wegfallen wirde. Die Kommissionsmehrheit hatte indes neu vorgeschlagen,
dass die Mindeststrafe bei einem Strafmilderungsgrund nach Art. 48 StGB - also zum
Beispiel bei Handlungen aus achtenswerten Beweggriinden - unterschritten werden
durfe. Rieder argumentierte, dass die Rate im Rahmen der Vorlage Uber die
Harmonisierung der Strafrahmen beschlossen hatten, bei Raserdelikten keine
Mindesthaftdauer von einem Jahr festzulegen. Die Beurteilung eines konkreten Falles
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solle den Richterinnen und Richtern obliegen und nicht standardmassig durch die
Staatsanwaltschaft geregelt werden, so Rieder. In der Zwischenzeit empfahl jedoch
Verkehrsministerin  Sommaruga im Namen des Bundesrates ebenfalls, der
Kommissionsmehrheit und nicht mehr der urspriinglichen Version des Bundesrates zu
folgen, zumal die nun vorgeschlagene Formulierung materiell auch dem Entscheid des
Nationalrates entspreche. In der Folge votierten 29 Mitglieder des Standerates flr den
Antrag der Kommissionsmehrheit, 14 fir die Minderheit Rieder. Somit wird sich erneut
der Nationalrat mit der Gesetzesédnderung befassen mussen. ?

Eisenbahn

Die kleine Kammer befasste sich in der Wintersession 2020 mit den im Rahmen der
Motion Borloz (fdp, VD; 20.3084) geforderten Regelungen der Haftpflicht im
Giitertransport auf der Schiene. Anders als im Nationalrat war die Motion im Sténderat
umstritten. Flr die Mehrheit der KVF-SR argumentierten Burkart (fdp, AG), Rieder (cvp,
VS) und Dittli (fdp, UR), dass die geforderte Klarung der Risikoverteilung und die
Regelung der Rechtsmittel bereits erfolgt und mit dem internationalen Umfeld
abgestimmt worden seien. Die Schweiz solle hier keine strengere Regelung einflihren
als der Rest von Europa: «Angesichts der ausgepragten Internationalitat des
Schienenguterverkehrs ware es widersinnig, wenn die Schweiz ein anderes als das im
Rest von Europa geltende Haftungsrecht legiferieren wirde», betonte Burkart.
Ansonsten kénnten Arbeitsplatze in Gefahr geraten, wenn die Gefahrglter nicht mehr
transportiert werden kénnten und die Industrie entsprechend abwandere. Oder der
Gefahrgutertransport wirde gar auf die Strasse verlagert, was viel gefahrlicher ware.
Bevor das Parlament nun voreilig eine Verscharfung beschliesse, solle zuerst durch
einen Postulatsbericht eine Gesamtschau Uber die Bestimmungen zur Haftung im
Gutertransport erstellt werden. Entsprechend forderte die Mehrheit der KVF-SR, die
Motion abzulehnen und dafur das von ihr neu eingereichte Postulat anzunehmen. Far
die Kommissionsminderheit und damit fir Annahme der Motion setzte sich Paul
Rechsteiner (sp, SG) in der Parlamentsdebatte ein. Er insistierte, dass es einen
dringenden Handlungsbedarf gebe; die Haftung der Wagenhalter misse moglichst rasch
geklart werden. Zudem wirden die Haftungsregelungen immer noch auf nationaler
Ebene beschlossen. Es sei hier folglich am Schweizer Parlament, die ndtigen
rechtlichen Anderungen vorzunehmen. Bundesratin  Sommaruga stimmte der
Argumentation von Rechsteiner zu. Ein Postulatsbericht werde zu keinen neuen
Erkenntnissen fUhren; friher oder spater werde sich das Parlament entscheiden
mussen, wie die Haftung geregelt werden solle, so Sommaruga.

Der Stéanderat lehnte die Motion schliesslich relativ knapp, mit 22 zu 17 Stimmen, ab und
nahm stattdessen das Postulat einstimmig an. ??

Die bessere Ausnutzung der Eisenbahnanlagen fiir den Giitertransport stand im
Zentrum eines im Mérz 2021 eingereichten Postulates von Charles Juillard (mitte, JU).
Dieser verlangte einen Bericht Uber die Entwicklung des Schienenguterverkehrs und
Uber Massnahmen zur stérkeren Verlagerung des Gutertransports. Juillard begriindete
seinen Vorstoss mit der Tatsache, dass in den letzten Jahren die Zahl der Bedienpunkte
- die Stellen, an denen die Waren vom Lastwagen auf den Zug umgeladen werden -
durch SBB Cargo stark reduziert worden sei. Daher seien manche kleineren Firmen in
eher abgelegenen Regionen dazu Ubergegangen, ganz auf den Transport mit Lastwagen
zu setzen. Dies wiederum flhre dazu, dass die Rentabilitat des Schienenverkehrs sinke
und die Schliessung weiterer Bedienpunkte gepruft werde. Dieses Vorgehen und dessen
Folgen stinden indes in Widerspruch zur Bekdmpfung von Schadstoff-, Luft- und
Larmemissionen, die von den Lastwagen ausgingen. Der Bundesrat beantragte die
Annahme des Postulates. Er wollte dieses gegebenenfalls zusammen mit der bereits
Uberwiesenen Motion Dittli (fdp, UR; Mo. 20.3222) umsetzen.

Die kleine Kammer behandelte das Geschéft in der Sommersession 2021. Im Plenum
fasste Juillard noch einmal die wichtigsten Punkte seines Postulates zusammen, danach
steckte Kommissionsprasident Engler (mitte, GR) den grésseren verkehrspolitischen
Rahmen dieses Vorstosses ab: Die KVF-SR sei der Ansicht, dass die Verkehrsverlagerung
im internationalen  Guterverkehr bislang gut vorangekommen sei, beim
Binnenguterverkehr sowie im Import- und Exportverkehr gebe es jedoch noch Luft
nach oben. In diesem Bereich habe der offene Markt dazu gefuhrt, dass die Guter nur
noch dort auf die Schiene verlagert wirden, wo es sich auch wirtschaftlich lohne. Er
danke daher Ratskollege Juillard fir das Postulat, welches im Ubrigen durch ein neu
eingereichtes Kommissionspostulat zur Zukunft des Guterverkehrs erganzt werde. Nach
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diesen Voten liess es sich ASTAG-Prasident Burkart (fdp, AG) nicht nehmen, noch eine
Lanze fir den Gutertransport auf der Strasse respektive flir die Kombination der
verschiedenen Verkehrstrager zu brechen: «Alle Verkehrstrager haben ihre Vorteile, alle
haben ihre Nachteile, aber zusammen bringen sie ein erfolgreiches Logistik- und
Guterverkehrssystem in unserem Lande zustande, und das sollte man bitte schén auch
einmal attestieren». Dem pflichtete auch Verkehrsministerin Sommaruga bei. Es
brauche generell eine Auslegeordnung zum Binnenglterverkehr, sowohl betreffend den
Bahnguterverkehr als auch betreffend die Kombination der Verkehrsmittel, daher
werde der Bundesrat gerne den gewlinschten Bericht erarbeiten. Anschliessend nahm
der Standerat das Postulat stillschweigend an.

Agglomerationsverkehr, 6ffentlicher Verkehr

Im Herbst 2020 veroffentlichte der Bundesrat seinen Bericht in Erfiillung des Postulats
Burkart (fdp, AG) betreffend die Schnittstellen zwischen der Nationalstrasse und dem
nachgelagerten lokalen Strassennetz. Er erdrterte, dass es tatsdchlich an den
Ubergangen zwischen Autobahnen und lokalen Strassennetzen vermehrt zu Staus
komme, und zwar insbesondere in den grosseren Agglomerationen. Um die
Verkehrslberlastung an solchen Stellen zu minimieren, plane der Bundesrat einige
gewichtige Massnahmen: Fur die Optimierung des Verkehrsmanagements an den
Schnittstellen sollen die einzelnen Verkehrsmittel stérker aufeinander abgestimmt und
verknlpft werden. Auch musse an diesen Problemstellen der 6ffentliche Verkehr sowie
der Langsamverkehr weiter geférdert werden. Schliesslich sollen die Siedlungs- und die
Mobilitatsentwicklung noch besser aufeinander abgestimmt werden. Um diese
Massnahmen umzusetzen, sollen Bund, Kantone und Gemeinden ihre finanziellen Mittel
noch effizienter auf diese Schnittstellenproblematik hin ausrichten. Der Bund werde
auch prufen, ob allenfalls Gesetze oder Verordnungen angepasst werden mussen, um
diese Massnahmen umzusetzen. >

Der Nationalrat stimmte in der Sommersession 2021 der Abschreibung des Vorstosses
«Die Schnittstellenproblematik zwischen Nationalstrassen und dem nachgelagerten
Strassennetz I6sen>» von Thierry Burkart (fdp, AG) zu, nachdem der Bundesrat den
entsprechenden Postulatsbericht im Herbst 2020 veréffentlicht hatte. 2

In der Wintersession 2021 beschéaftigte sich der Stdnderat mit vier gleichlautenden
Motionen, welche einen Massnahmenplan forderten, um den Anteil des 6ffentlichen
Verkehrs am Gesamtverkehr zu steigern. Stefan Engler (mitte, GR) erlduterte fur die
KVF-SR, dass die Motionen dazu beitragen koénnten, die Treibhausgase im
Verkehrsbereich weiter zu senken. Daher beantrage die Kommissionsmehrheit ihre
Annahme. Die Minderheitssprecher Hans Wicki (fdp, NW) und Thierry Burkart (fdp, AG)
pladierten hingegen fur die Ablehnung der Motionen. Wicki argumentierte, dass es
wenig sinnvoll sei, die Verwaltung Massnahmen ausarbeiten zu lassen, fur deren
Realisierung keine ausreichenden Mittel zur Verflgung stinden. Burkart wiederum
vertrat die Ansicht, dass diese Motionen einem veralteten Schiene-gegen-Strasse-
Denken folgten. Dabei sei doch mittlerweile klar, dass es beide Verkehrstrager brauche,
zumal die Dekarbonisierung auch bei den Autos und den Lastwagen auf dem Vormarsch
sei. Mit diesen Vorstossen wirde zudem zwischen 6ffentlichem und privatem Verkehr
unterschieden, «obwohl beide teilweise mit genau denselben Fahrzeugen verkehren»,
so Burkart. Bundesratin Sommaruga sprach sich fir Annahme der Motionen aus, raumte
aber an die Minderheit gerichtet ein, dass eine Annahme nicht bedeute, dass nur noch
fir den oOffentlichen Verkehr gearbeitet wirde. So werde es beispielsweise beim
geplanten Nachfolgegesetz fir das an der Urne abgelehnte CO2-Gesetz auch
massgeblich um den Ausbau der Infrastruktur fur die Elektromobilitat gehen. Nach
diesen Voten nahm der Stdnderat die Motionen mit 24 zu 15 Stimmen an. ?

Der Standerat befasste sich in der Sommersession 2022 mit einer Motion der KVF-NR
zur finanziellen Férderung von nichtfossilen Fahrzeugen im 6ffentlichen Busverkehr.

Mathias Zopfi (gp, GL) erinnerte namens der KVF-SR daran, dass im abgelehnten CO2-
Gesetz vorgesehen war, die Mineraldlsteuerbefreiung fur den &ffentlichen Verkehr
aufzuheben und die entsprechenden Einnahmen in die Férderung von nichtfossilen
Verkehrstragern zu stecken. Diesem Anliegen wolle die vorliegende Motion doch noch
zum Durchbruch verhelfen. Die Motion sei aber nicht nur fur die Klimapolitik wichtig,
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sondern auch fir die entsprechende Branche, welche Planungssicherheit beim Erwerb
von neuen Fahrzeugen brauche.

Thierry Burkart (fdp, AG) dusserte sich kritisch zur Motion, hatte in der Kommission
aber keinen Antrag auf Ablehnung eingereicht. Burkart bemangelte, dass diese Motion
eine Bevorzugung des offentlichen Verkehrs mit sich bringe. Der Privatverkehr im
Bereich des Personen- und Gutertransports brauche aber auch
Anschubfinanzierungen; dort stellten sich die selben Herausforderungen beim
Ubergang ins nicht-fossile Zeitalter. Verkehrsministerin Simonetta Sommaruga setzte
sich fur die Annahme der Motion ein und erléduterte, dass der Bundesrat dahingehende
Bestimmungen bereits in der Vernehmlassungsvorlage zum CO2-Gesetz post 2024
vorgesehen habe. Da kein Gegenantrag vorlag, wurde die Motion schliesslich
stillschweigend angenommen. ¥

Umweltschutz
Bodenschutz

Im Mai 2020 hatte der Bundesrat seine Bodenstrategie Schweiz verabschiedet. Thierry
Burkart (fdp, AG) reichte diesbeziglich ein Postulat ein, in welchem er den Bundesrat
aufforderte, die wirtschaftlichen und sozialen Auswirkungen der in der Bodenstrategie
Schweiz formulierten Zielsetzungen und Massnahmen aufzuzeigen. Ausserdem sollen
die Auswirkungen auf andere Strategien oder auf Gesetze dargelegt und allféllige
Kompetenzverschiebungen zwischen den drei Ebenen Bund, Kantone und Gemeinden
erldutert werden.

Mit der Bodenstrategie ziele der Bundesrat auf eine statische Erhaltung des Bodens ab.
Die Konsequenzen dieses Entscheides seien enorm; er schréanke den
Handlungsspielraum kinftiger Generationen stark ein, verteuere den Grundbesitz und
flhre zu einem Nutzungskonflikt. Daher misse Uber die Konsequenzen der Strategie
Transparenz hergestellt werden.

Der Bundesrat beantragte die Ablehnung des Postulats. Er war der Ansicht, dass der
Handlungsspielraum klnftiger Generationen nicht durch die Ziele der Bodenstrategie
beschnitten werde, sondern durch den anhaltenden Netto-Bodenverbrauch und die
damit einhergehende Verringerung der vielfaltigen Leistungen des Bodens. Zudem
formuliere die Bodenstrategie keine Massnahmen. Es sei dem Bundesrat daher nicht
moglich, die &6konomischen und sozialen Auswirkungen noch nicht definierter
Massnahmen abzuschétzen. Wenn der Bundesrat in Zukunft Massnahmen formuliere, so
wlrden deren Auswirkungen und Konsequenzen aber selbstverstandlich Uberprift,
dargelegt und mit allen relevanten Akteuren abgesprochen. An der Kompetenzverteilung
der Schweiz &ndere sich nichts, schloss der Bundesrat.

In der Herbstsession 2020 befasste sich der Stdnderat mit dem Geschéft, wobei
wahrend der Debatte nur Thierry Burkart und Umweltministerin Sommaruga das Wort
ergriffen. Diese einigten sich schliesslich darauf, dass die Massnahmen zur
Zielerreichung der Bodenstrategie in Zusammenarbeit mit allen relevanten Akteuren
erarbeitet werden und dass die Massnahmen auf alle drei Aspekte der Nachhaltigkeit
hin gepruft werden. Daraufhin teilte Bundesratin Sommaruga dem Standerat mit, dass
der Bundesrat das Postulat unter diesen Umstanden zur Annahme empfehlen kénne.
Die kleine Kammer nahm dieses anschliessend stillschweigend an. %

Klimapolitik

Der Standerat beugte sich in der Wintersession 2021 Uber die Revision des CO2-
Gesetzes in Umsetzung der parlamentarischen Initiative fiir eine «Verlangerung des
Reduktionsziels im geltenden CO2-Gesetz>». Wie bereits der Nationalrat war sich auch
die vorberatende UREK-SR einig, dass das Gesetz nicht mit Verscharfungen oder
Erleichterungen modifiziert werden sollte, sondern lediglich die wichtigsten
Massnahmen des geltenden CO2-Gesetzes bis 2024 verldngert werden sollten, wie
Kommissionssprecher Schmid (fdp, GR) erlduterte. Die UREK-SR wollte denn auch nur
eine einzige Differenz zum Nationalrat schaffen: Der durch einen Einzelantrag Regazzi
(mitte, TI) eingebrachte Zusatz in Artikel 49b sollte gestrichen werden. Mit diesem
Zusatz hatte der Nationalrat festgelegt, dass die Vereinbarungen zur CO2-Reduktion
durch die Wirtschaft (so genannte Zielvereinbarungen) bis mindestens 2024 mit Hilfe
derselben Organisationen, die diese Aufgabe auch bislang wahrgenommen haben, zu
erarbeiten und umzusetzen seien. Schmid erlduterte, dass dieser Zusatz in Konflikt mit
den WTO-Regeln geraten kénnte, woraufhin die kleine Kammer dem Vorschlag der
Kommission auf Streichung folgte. Der Standerat schuf indes noch eine zweite
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Differenz zum Nationalrat, indem er einem Einzelantrag Wicki (fdp, NW) zustimmte.
Wicki hatte vorgeschlagen, die in Erfullung der parlamentarischen Initiative Burkart
(fdp, AG; Pa.lv. 17.405) gewahrten Steuererleichterungen fur Erdgas, Flissiggas und
biogene Treibstoffe ebenfalls bis Ende 2024 fortzufihren.

Vier Tage spater schloss sich der Nationalrat in beiden Punkten dem Sténderat an,
wodurch das Geschaft noch in der Wintersession bereinigt werden konnte. In den
Schlussabstimmungen stimmte der Nationalrat der Vorlage mit 142 zu 46 Stimmen bei 5
Enthaltungen zu; die ablehnenden Stimmen stammten allesamt aus der SVP-Fraktion.
Der Stédnderat nahm das Geschaft einstimmig mit 41 zu O Stimmen bei 3 Enthaltungen
an. 29

Sozialpolitik
Bevélkerung und Arbeit

Arbeitsmarkt

Im Rahmen der Frihlingsession 2021 beschéftigte sich der Nationalrat mit der
parlamentarischen Initiative von Thierry Burkart (fdp, AG), die eine Lockerung der
Rahmenbedingungen fur Telearbeit forderte. Wie die WAK-NR einstimmig beantragt
hatte, wurde die Behandlungsfrist der Initiative stillschweigend um zwei Jahre
verlangert. *°

Arbeitszeit

Standerat Daniel Jositsch (sp, ZH) wollte den Bundesrat mittels Motion beauftragen, das
Arbeitsgesetz (ArG), die Verordnung betreffend Gesundheitsschutz (ArGV 3) sowie das
OR so zu andern, dass Homeoffice explizit in den gesetzlichen Grundlagen erwahnt
und geregelt ist. Allgemein soll das ArG Heimarbeit als Arbeit ausserhalb des Betriebs
definieren. Weiter sollen Artikel 6 und 21 des ArG den Gesundheitsschutz und die
Arbeits- und Ruhezeiten neu definieren. Im OR sollte letztlich ein neuer Artikel zur
Heimarbeitsvereinbarung zwischen den Arbeitgebenden und den Arbeitnehmenden
hinzugefligt werden.

Jositsch begriindete seinen Vorstoss mit der Zunahme von Homeoffice, insbesondere
auch in Anbetracht der Covid-19-Pandemie. Aktuell seien die gesetzlichen Grundlagen
auf Arbeitsformen in Betrieben ausgerichtet, entsprechend miusse diesbezulglich
Klarheit fur Arbeitgebende und Arbeitnehmende geschaffen werden. Der Bundesrat
beantragte die Ablehnung der Motion, da er die Gesetzesgrundlagen als ausreichend
erachtete und Fragen zur Flexibilisierung der Arbeits- und Ruhezeiten im Homeoffice
bereits in der parlamentarischen Initiative Burkart (fdp, AG; Pa.lv. 16.484) behandelt
wirden.

In der Herbstsession 2021 legte Paul Rechsteiner (sp, SG) einen Ordnungsantrag vor, in
dem er - in Einvernehmen mit Motionar Jositsch - die Motion zur Vorprifung an die
WAK-SR Uberweisen wollte, damit das Anliegen vertieft behandelt wird. Stillschweigend
nahm der Stdnderat den Ordnungsantrag an. '

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Epidemien

160 Tage nach der Schaffung des Covid-19-Gesetzes und 93 Tage nach Annahme der
ersten Revision behandelte der Standerat in der Frihjahrssession 2021 die zweite
Revision des Covid-19-Gesetzes. Erneut stand das Parlament vor einem
dichtgedrangten Programm, zumal das Gesetz bis zum Ende der Session fertig beraten
sein musste, weil der Bundesrat ansonsten womoglich wieder auf Notrecht
zurlickgreifen musste, wie etwa Ruedi Noser (fdp, ZH) erklérte. Der Zircher Standerat
verwies denn auch auf die Problematik, ein Geschéft, in dem es um CHF 15 Mrd. geht,
innert kurzer Zeit behandeln zu mussen. Der Standerat hatte beispielsweise als Erstrat
nur gerade funf Stunden Zeit, bis die nationalratliche Kommission seine Entscheide
bereits wieder beraten sollte.

Bei der Prasentation der Revision erlauterte Kommissionsprésident Levrat (sp, FR) zum
Einstieg, was nicht im Gesetz oder der Revision stehe - auch wenn man beim Lesen der
Zeitungen das Geflhl habe, das seien die zentralen Elemente des Gesetzes: namlich die
Regeln zur  Offnung von  Geschaften und  Restaurants sowie  die
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Meinungséusserungsfreiheit der Covid-19-Task-Force. Damit stellte er sich ablehnend
zur Forderung verschiedener Kommissionen - insbesondere der WAK-NR -, einen
zwingenden Offnungstermin etwa fiir Restaurants ins Covid-19-Gesetz aufzunehmen.
Die WAK-SR habe sich auf die wirtschaftlichen Aspekte konzentriert, wie es ihrer
Aufgabe und ihrem Kompetenzbereich entspreche, wahrend das Notfallmanagement in
der Verantwortung des Bundesrates liege.

Eintreten war in der Folge nicht bestritten, genauso wenig hatte die WAK-SR Antrage
bezlglich Artikel 1 des Gesetzes, der die Grundséatze des Covid-19-Gesetzes beinhaltet,
gestellt. Dennoch sorgten verschiedene Einzelantrage insbesondere der Mitte-Fraktion
dafiir, dass nicht nur die spezifischen vom Bundesrat geplanten Anderungen, sondern
auch grundsatzliche Fragen zum Gesetz diskutiert wurden. Den Anfang machte Heidi
Z'graggen (mitte, UR), die dem Bundesrat die Einhaltung des Subsidiaritatsprinzips, «die
mildest- und  kiUrzestmogliche  Einschrdnkung des  wirtschaftlichen  und
gesellschaftlichen Lebens» sowie eine Pflicht zur umfassenden Information des
Parlaments Uber die Massnahmen gemass dem Epidemiengesetz vorschreiben wollte.
Andrea Gmur-Schénenberger (mitte, LU) wollte den Bund zu einem Ampelsystem
verpflichten, bei dem er vorgéngig Kriterien und Richtwerte fir Einschrankungen und
Erleichterungen definieren sollte. Benedikt Wuirth (mitte, SG) beantragte eine
Prazisierung bei der Pflicht zum Einbezug der Kantone - statt wie bisher vor allem die
GDK sollten zuklnftig die einzelnen Kantonsregierungen in die Entscheidungsfindung
einbezogen werden. Am weitesten ging der Vorschlag von Thomas Minder (parteilos,
SH), der ein Vetorecht der zustdndigen Kommissionen gegen einen Lockdown, eine
Ausgangssperre, grossraumige Grenzschliessungen oder Schliessungen von sehr
bedeutenden Branchen schaffen wollte. In der Folge entbrannte vor allem eine
Diskussion um die Frage, ob denn nun der Grundsatz des Gesetzes diskutiert werden
solle, ob im Hinblick auf die Mehrheitsantrage der WAK-NR zur Offnung der Wirtschaft
mit Grundsatzdiskussionen bis nach der ersten Beratung des Nationalrats gewartet
werden solle oder ob es in dieser Revision des Gesetzes einfach um eine Minderung der
wirtschaftlichen Folgen gehen solle und das folglich nicht der richtige Zeitpunkt fur
Grundsatzdiskussionen sei. Kommissionsprasident Levrat lehnte im Namen der
Kommission sémtliche Einzelantrage zum ersten Artikel ab. Dabei wies er insbesondere
auf die institutionelle Ordnung hin, gemass der das Parlament abstrakte Normen zu
erlassen habe und die Regierung fur deren Durchsetzung zustandig sei. Ein Vetorecht
der Kommissionen sowie eine zu detaillierte Informationspflicht gegentber dem
Parlament wirden dieser institutionellen Ordnung widersprechen. Eine Prazisierung im
Sinne des Antrags Z'graggen sei zudem nicht notig, da die Verhéaltnisméassigkeit im
Covid-19-Gesetz bereits jetzt vorgeschrieben sei.

Dennoch stimmte der Standerat einigen der Einzelantrage zu Artikel 1 zu, namlich der
Pflicht fur den Bundesrat, sich an der Subsidiaritdt zu orientieren und die
Einschréankungen so kurz wie moglich zu halten (Antrag Z'graggen), vorgangig Kriterien
und Richtwerte zu definieren (Antrag Gmir-Schénenberger) sowie die
Kantonsregierungen einzubeziehen (Antrag Wiurth). Deutlich lehnte er hingegen das
Vetorecht fir die Kommissionen ab (Antrag Minder).

In einem Einzelantrag verlangte Uberdies Martin Schmid (fdp, GR), dass Kantone mit
stabiler oder ricklaufiger epidemiologischer Lage oder mit innovativen Massnahmen
zur Bewadltigung der Pandemie (beispielsweise einer Covid-19-Teststrategie)
Erleichterungen erhalten. So widersprachen wirtschaftspolitische Argumente, wonach
ein Kanton wirtschaftlich nicht den anderen vorgezogen werden durfe, dem
Epidemiengesetz, geméss dem nur gesundheitspolitische Argumente zahlten. Christian
Levrat vertrat im Gegenzug die Ansicht, dass Schmids Vorschlag im Widerspruch zum
Epidemiengesetz stehe, da Letzteres ausschliesslich Massnahmen auf nationaler Ebene
vorsehe. Zudem verwies er auf die Situation im November 2020, als es zu einem «Chaos
zwischen den Kantonen» gekommen sei. Dennoch sprach sich der Standerat mit 30 zu
13 Stimmen fur den Einzelantrag Schmid aus.

Hauptdiskussionspunkt bei dieser Debatte des Covid-19-Gesetzes waren hingegen die
Hartefallhilfen, zu denen zahlreiche Minderheitsantrage vorlagen. Umstritten waren
hier beispielsweise die Finanzierungsanteile des Bundes und der Kantone an den
Hartefallhilfen. Der Bundesrat hatte vorgesehen, 70 Prozent der Kosten bei
Unternehmen mit Umsatz bis CHF 5 Mio. und gar 100 Prozent bei den umsatzstéarkeren
Unternehmen zu ubernehmen. Die WAK-SR schlug vor, den Bundesanteil bei den
umsatzschwacheren Unternehmen auf 80 Prozent zu erhéhen, und nahm damit einen
Antrag der Finanzdirektorenkonferenz auf, die auf die grosse Belastung der Kantone im
Gesundheitsbereich hingewiesen und um eine Reduktion ihres Anteils zur
Aufrechterhaltung ihrer Flexibilitdt gebeten hatte. Zahlreiche Beflrwortende einer
Erhdhung des Bundesanteils wiesen in der Folge darauf hin, dass die
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Grossunternehmen, deren Hértefallhilfen vollstandig vom Bund finanziert werden, nicht
gleichmassig verteilt seien, sondern sich auf einige wenige Kantone konzentrierten.
Diese stadtischen oder Agglomerationskantone wirden somit vom Bund deutlich
starker unterstutzt als die Ubrigen Kantone, weshalb man Letztere durch Erhéhung des
Bundesanteils ebenfalls entlasten solle. Eine Minderheit Zanetti (sp, SO) beantragte,
dem Bundesrat zu folgen: Es sei den Kantonen durchaus zuzumuten, 18 (statt 12)
Prozent der gesamten Hartefallhilfen (also 20 oder 30% der umsatzschwacheren und
0% der umsatzstarkeren Unternehmen) zu Gbernehmen, betonte Zanetti, insbesondere
wenn man bedenke, dass die Kantone zwei Drittel der Nationalbankausschittungen
erhielten - ab diesem Jahr seien dies rund CHF 1.3 Mrd. mehr als bisher, erganzte
Bundesrat Maurer. Der Finanzminister zeigte zwar Verstandnis fur die Unterstitzung
der Kantonsvertreterinnen und -vertreter fur die Kantone, wies aber darauf hin, dass
diese «nicht flr die Kasse der Kantone verantwortlich sind, sondern [...] sozusagen flr
meine Kasse». Ausserst knapp, mit 21 zu 21 Stimmen und Stichentscheid von
Ratsprasident Kuprecht (svp, SZ) sprach sich der Sténderat flir den Antrag der
Kommissionsmehrheit und somit fir eine Erhohung des Bundesanteils bei den
umsatzschwéacheren Unternehmen aus.

Auch andere Antrage des Bundesrates zu den Hartefallmassnahmen hatte die WAK-SR
in der Vorbehandlung abgedndert. So hatte der Bundesrat vorgesehen, besondere
Vorschriften fir Unternehmen mit einem Jahresumsatz tber CHF 5 Mio. erlassen zu
kénnen. Die Mehrheit der WAK-SR spezifizierte diese besonderen Vorschriften und
erganzte die Bestimmung um die Mdglichkeit, ab einem Umsatzriickgang von 80 Prozent
héhere Hochstbetrage der Hartefallhilfen vorsehen zu kénnen. Thierry Burkart (fdp, AG)
ging letztere Bestimmung zu wenig weit, er forderte einerseits eine entsprechende
Verpflichtung fir den Bundesrat und eine Senkung der Schwelle auf 70 Prozent
Umsatzriickgang. Kommissionsprasident Levrat erachtete die Schwellenhdhe als
sekundar, zentral sei, dass eine solche «catégorie de cas de rigueur dans les cas de
rigueur», also eine Kategorie der Hartefdlle innerhalb der Hartefalle, Uberhaupt
geschaffen werde. Der Finanzminister teilte diese Ansicht, nicht aber die Absicht, den
Maximalbetrag fur Hartefallhilfen, die ein einzelnes Unternehmen beziehen kann, zu
erhéhen. Man habe sich mit den Kantonen darauf geeinigt, dass diese Grenze bei CHF
10 Mio. liegen solle, erklarte der Finanzminister. Nun beflirchtete er, dass eine
Erhohung dieses Betrags in der Offentlichkeit auf Unverstandnis stossen kénnte - eine
Erhéhung sei folglich eher ein Problem der politischen Akzeptanz als der Kosten,
welche die Verwaltung auf etwa insgesamt CHF 200 Mio. schatzte. Der Standerat teilte
diese Sorge jedoch nicht und folgte dem Antrag der Kommissionsmehrheit, nachdem er
auch den Antrag Burkart abgelehnt hatte.

Eine Minderheit Zanetti schlug vor, die fur Hartefallhilfe nétige Umsatzeinbusse in
«besonderen Fallen» - etwa bei Zuliefererbetrieben - von 40 Prozent auf 25 Prozent zu
senken. Wenn ein Unternehmen etwas weniger als 40 Prozent Umsatzeinbusse habe,
kénne es sein, dass ihm genau diese Differenz «den Hals breche». Die
Kommissionsmehrheit erachtete die Definition von solchen speziell betroffenen
Branchen als schwierig und sprach sich daher gegen den Antrag aus. Finanzminister
Maurer verwies auf die Moglichkeit zur Spartenrechnung, welche der Bundesrat in der
Zwischenzeit in der Verordnung geschaffen habe; damit «durfte ein relativ grosser Teil
dieser Probleme entschéarft sein, aber nicht alle Probleme». Die Ubriggebliebenen
Probleme kénne man nun aber in der Verantwortung der Kantone belassen. Diese
Meinung teilte der Standerat und folgte der Kommissionsmehrheit.

Hingegen argumentierte die WAK-SR ihrerseits mit der Akzeptanz der Bevolkerung, als
es um die Frage ging, ob Unternehmen ab einem Jahresumsatz von CHF 5 Mio., welche
A-Fonds-perdu-Beitrége beziehen, das Gemeinwesen an einem allfalligen Gewinn
beteiligen mussen. Die Kommissionsmehrheit schlug vor, dass die Unternehmen 100
Prozent des Gewinns im ersten Jahr und 40 Prozent wéhrend drei weiterer Jahre an
den Bund abzutreten hatten. Maximal sollte die Gewinnbeteiligung aber dem erhaltenen
Beitrag minus CHF 1 Mio. entsprechen. Eine Minderheit Schmid beantragte jedoch, die
Gewinnbeteiligung auf das erste Jahr zu begrenzen. Ansonsten habe man wahrend vier
Jahren eine durchschnittliche Gewinnsteuer von 55 Prozent und eine
Gewinnsteuererhéhung um 650 Prozent - und das nachdem man in derselben Woche
die 99-Prozent-Initiative, bei der die Gewinnsteuer um 50 Prozent hatte erhoht werden
sollen, als «masslos» abgelehnt habe, argumentierte Roberto Zanetti. Der
Finanzminister unterstiutzte den Minderheitssprecher, zumal Gewinne der
Unternehmen ja durchaus erwlinscht seien. Deutlich, mit 32 zu 8 Stimmen (bei 1
Enthaltung), folgte der Stdnderat der Minderheit und dem Bundesrat und beschrénkte
die Gewinnbeteiligung auf das erste Jahr.

Ferner schlug die Kommission auch vor, dass Unternehmen, die einen operativen
Jahresgewinn erzielen, kein Anrecht auf A-Fonds-perdu-Beitrége haben sollen und
allfallig ausbezahlte Beitréage - die durchaus entstehen kdnnen, zumal die Unternehmen
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Anfang Jahr ja noch nicht wissen, ob sie einen Gewinn erwirtschaften werden -
zurtckzahlen mussen. Auch diese Massnahme stellte der Kommissionssprecher ins
Licht der politischen Akzeptanz der Covid-19-Unterstlitzung - die Bestimmung wurde
stillschweigend angenommen.

Darlber hinaus wollte die WAK-SR eine Pflicht fur die Eignerinnen und Eigner von
Unternehmen schaffen, ab A-Fonds-perdu-Beitragen von CHF 5 Mio. Eigenleistungen
erbringen zu mussen. Eine Minderheit Zanetti sprach sich gegen diese Verschérfung
aus. Eine solche Regelung sei in Ordnung fur milliardenschwere Filialketten oder
auslandische Riesenkonzerne, treffe aber die mittelstdndischen Unternehmen, deren
Besitzerinnen und Besitzer ihr Geld eben im Unternehmen belassen hatten. Christian
Levrat entgegnete jedoch fir die Kommission, dass es hier nur um diejenigen
Unternehmen gehe, deren Eigentimerinnen und Eigentimer Uber die ndtigen Mittel
verfugten, um Eigenkapital einzuwerfen. Auch hier unterstiutzte der Standerat die
Kommissionsmehrheit.

Doch nicht nur bei den Hartefallhilfen, auch in anderen Bereichen lagen
Minderheitsantréage vor, etwa bei der Arbeitslosenversicherung und der Kurzarbeit.
Hier hatte der Bundesrat beantragt, die Hochstdauer fir KAE zu verlangern, den
Anspruchsberechtigten 66 zusatzliche Taggelder fur die Monate Méarz bis Mai 2021
zuzusprechen und die Rahmenfrist fur den Leistungsbezug und die Beitragszeit zu
vergrossern. Dabei beantragte eine Minderheit Rechsteiner (sp, SG), 107 statt 66
zusétzliche Taggelder zu sprechen und somit rlickwirkend auch die Monate Januar und
Februar 2021 abzudecken. Paul Rechsteiner verwies auf die «ausserordentlich
kritisch[el» Situation der Betroffenen in bestimmten Branchen, etwa im Gastgewerbe.
Man solle jetzt Personen, welche im Januar oder Februar statt Marz oder April 2021
ausgesteuert wurden, nicht «zwischen Stuhl und Bank fallen» lassen. Die verlangte
Ruckwirkung erachtete Kommissionssprecher Levrat jedoch auch als problematisch,
weil es unmdglich sei, rlckwirkend zu prifen, ob die Voraussetzungen fir einen
Leistungsbezug in den Monaten Januar und Februar gegeben waren. Finanzminister
Maurer verwies indes insbesondere auf die hohen Kosten von CHF 1.3 Mrd., die durch
diese Ausdehnung auf die Monate Januar und Februar 2021 entstehen wuirden. Der
Standerat lehnte den Minderheitsantrag Rechsteiner in der Folge ab.

Hatte die Minderheit Rechsteiner bezuglich der Taggelder eine ruckwirkende Regelung
beantragt, wollte eine Minderheit Noser die riuckwirkend moglichen Antrage zur
Kurzarbeit, die der Bundesrat ab Dezember 2020 schaffen wollte, streichen. Mit dieser
Regelung musse jedes einzelne Gesuch seit Dezember 2020 nochmals Uberpriift
werden - im Kanton Zurich seien dies beispielsweise 20'000 Gesuche -, was zu etwa
drei bis sechs Wochen zuséatzlicher Verspatung bei der Auszahlung von KAE fuhre.
Gleichzeitig hatten nur «ganz wenige Falle» vergessen, Kurzarbeit anzumelden, zudem
konnten diese Félle Uber die Hartefallhilfe abgedeckt werden. Kommissionssprecher
Levrat erwiderte, dass es vor allem um kleine Unternehmen ohne Personalabteilung in
Branchen, in denen Kurzarbeit ungewdhnlich sei, gehe - die grossen Unternehmen
hatten die Fristen kaum verpasst. Entsprechend musse auch nur eine kleine Auswahl
der Antrage erneut behandelt werden. Der Stadnderat teilte diese Einschatzung und
folgte der Kommissionsmehrheit.

Im Gesundheitsbereich lagen zwei Einzelantrdge von Thomas Minder vor: Er forderte
einerseits, geimpfte Personen von Quarantdnemassnahmen auszunehmen und
andererseits die Einflhrung einer Impfpflicht durch Bund oder Kantone explizit zu
verbieten. Damit nahm er eine Forderung wieder auf, die bereits bei der Schaffung des
Gesetzes im September 2020 diskutiert worden war: Um die Impfskeptikerinnen und
Impfskeptiker zu beruhigen, solle eine entsprechende Klausel eingefligt werden, auch
wenn das Gesetz eigentlich das Thema Impfpflicht nicht betreffe. Damit kénne im
Hinblick auf die Referendumsabstimmung im Juni Klarheit geschaffen und «den
Gegnern des Covid-19-Gesetzes mit Blick auf das Referendum etwas Wind aus den
Segeln» genommen werden, betonte Minder. Wie bereits im September 2020 der
Nationalrat sprach sich nun auch der Stédnderat gegen die Aufnahme eines
ausdrucklichen Verbots einer Impfpflicht aus; anders als bei der ersten Debatte dieses
Themas verwies Finanzminister Maurer jedoch darauf, dass womaéglich irgendwann eine
Ausnahme von der Impfpflicht diskutiert werden misse - bisher sei dies aber nie
diskutiert ~worden. Bezlglich der Ausnahme von Geimpften von den
Quarantdnemassnahmen verwiesen Andrea Caroni (fdp, AR) und Hans Stockli (sp, BE)
auf einen Antrag der SPK-SR an den Bundesrat, sich unabhéngig von der zweiten Covid-
19-Gesetzesrevision um diese Problematik zu kimmern. Dies sei der bessere Weg,
zumal noch unklar sei, inwiefern geimpfte Personen die Viren weitergeben wurden,
betonte Stéckli. Knapp, mit 19 zu 18 Stimmen (bei 6 Enthaltungen) nahm der Standerat
den ersten Antrag Minder an, wonach Geimpfte nicht in Quaranténe missen.
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Fur rote Kopfe sorgte der Antrag der Mehrheit der WAK-SR, den Kantonen zur Starkung
des Detailhandels an bis zu zwolf zusatzlichen Sonntagen pro Jahr Sonntagsverkaufe zu
erlauben. Eine Minderheit Rechsteiner lehnte den Mehrheitsantrag ab, der die
«Bestimmungen Uber den Arbeitnehmerschutz ganz massgebend umkrempeln méchte,
zulasten der Arbeitnehmenden» - und dies ohne vorgangige Anhorung der
Sozialpartner, wie der Minderheitensprecher betonte. Er verwies zudem auf die
wichtige Rolle des Sonntags, dem einzigen Tag, an dem alle frei hatten, und kritisierte
den Zynismus, eine solche Regelung unter dem Titel «Massnahmen im Bereich des
Arbeitnehmerschutzes» schaffen zu wollen. «Wir haben jetzt ein Jahr lang jeder
Schweizerin und jedem Schweizer beigebracht, wie man Uber das Internet bestellt»,
darum musse man dem stationaren Handel nun mehr Spielraum geben, verteidigte
Ruedi Noser das Anliegen. Zudem sei diese Bestimmung bis Ende Jahr begrenzt und
enthalte eine Kann-Formulierung - die Entscheidungshoheit liege bei den Kantonen.
Mit 23 zu 18 Stimmen (bei 1 Enthaltung) folgte der Stdnderat der Minderheit und lehnte
die Moglichkeit zur Erhéhung der Anzahl Sonntagsverkaufe ab.

Auch im Sportbereich stand ein Anderungsantrag im Raum: Eine Minderheit Noser
beantragte in Ubereinstimmung mit einem Antrag der WBK-NR, die Pflicht fir
Sportklubs, die durchschnittlichen Léhne ihrer Mitarbeitenden zu senken, wenn sie
Anrecht auf A-Fonds-perdu-Beitrage haben mdchten, zu streichen. Noser verwies auf
die Entstehung der aktuellen Regelung: Anfanglich hatten nur Sportklubs A-Fonds-
perdu-Beitrége erhalten, wahrend die Ubrigen Unternehmen Kredite aufnehmen
mussten - entsprechend seien die strikteren Bedingungen fur die Sporthilfe
gerechtfertigt gewesen. Mit der Hartefallregelung fir die Wirtschaft erhielten aber
andere Unternehmen unter deutlich grosszigigeren Bedingungen A-Fonds-perdu-
Beitrage als die Sportklubs. Zudem stelle die Bedingung der Einkommenssenkung die
Vereine vor grosse Schwierigkeiten, zumal Lohnkiirzungen einer Anderungskiindigung
bedlrften. Damit wurden die Spieler aber abldsefrei, wodurch den Klubs
Transferbeitrage verloren gingen. Diese Verluste seien haufig grosser als die Gelder,
welche die Vereine als Unterstutzung erhielten. Fur die Kommission bat Christian Levrat
jedoch darum, «de ne pas changer les regles du jeu en cours de partie» und verwies
auch hier auf die Akzeptanz der Regelungen in der Offentlichkeit. Diese sei gefahrdet,
wenn die Arbeitnehmenden in Kurzarbeit auf 20 Prozent ihres Lohns verzichten
mussten, wahrend die vom Staat unterstitzten Klubs Profisportlern weiterhin ihre
vollen Léhne bezahlten. Man sei hier daran, eine bessere Losung zu finden, aber zum
jetzigen Zeitpunkt solle man bei der bisherigen Losung bleiben. Mit 20 zu 20 Stimmen
und Stichentscheid von Préasident Kuprecht folgte der Standerat dem Minderheitsantrag
Noser und strich die entsprechende Bedingung.

Weniger umstritten waren die Ubrigen Bestimmungen, Uber die der Standerat zu
befinden hatte. Bezlglich der Kulturhilfe schlug die WAK-SR vor, keinen maximalen
Betrag fur Kulturhilfe mehr ins Gesetz zu schreiben und stattdessen einfach von
«notwendigen Finanzmitteln» zu sprechen. Stillschweigend nahm der Sténderat die
Anderung an und léste die dafiir nétige Ausgabenbremse. Auch eine Regelung, mit
welcher er den Bund zur Férderung und Ubernahme der direkten und indirekten
Kosten der Covid-19-Tests verpflichten wollte, hiess der Standerat stillschweigend gut.
Schliesslich beflrwortete er auch die Unterstitzung von privaten Radio- und
Fernsehunternehmen mit maximal CHF 20 Mio. pro Sender, genauso wie die vom
Bundesrat geschaffene Erganzung des Covid-19-Gesetzes, wonach der Bund denjenigen
Kantonen, welche ihre offentlich gefuhrten Institutionen der familienerganzenden
Kinderbetreuung mit Ausfallentschadigungen unterstitzt haben, Finanzhilfen in der
Hohe von 33 Prozent der Ausfallentschadigungen ausrichten soll.

In der Gesamtabstimmung wurde die Anderung des Covid-19-Gesetzes nicht bestritten,
die kleine Kammer nahm sie einstimmig (mit 39 zu O Stimmen) an. Auch der
Bundesbeschluss Uber die Finanzierung der Hartefallmassnahmen nach dem Covid-19-
Gesetz sowie der ausserordentliche Beitrag an den Ausgleichsfonds fur das Jahr 2021
fanden einstimmige Zustimmung (39 zu O Stimmen respektive 38 zu O Stimmen). Damit
reichte die kleine Kammer die Revision des Covid-19-Gesetzes an ihren Schwesterrat
weiter. *
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MOTION
DATUM: 03.06.2020
ANJA HEIDELBERGER

MOTION
DATUM: 17.03.2022
ANJA HEIDELBERGER

MOTION
DATUM: 14.09.2022
ANJA HEIDELBERGER

Sozialversicherungen
Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

In seiner im Marz 2020 eingereichten Motion wollte Thierry Burkart (fdp, AG) die
Berechnungsmethode fiir die Hohe des Zinsabzuges auf dem investierten Eigenkapital
fiir die Abrechnung der AHV éndern. Fir das Jahr 2019 habe der Zinsabzug 0.0 Prozent
betragen, was unrealistisch sei und nicht den Marktbedingungen der Unternehmen,
insbesondere der KMU, entspreche. Der Zinsabzug flr Eigenkapital misse héher sein als
derjenige fur Fremdkapital, da Ersteres risikoreicher sei. In anderen Gesetzen, wie zum
Beispiel dem Stromversorgungsgesetz, wirde diesem Grundsatz Rechnung getragen,
entsprechend solle der Zinssatz auch im AHVG so angepasst werden, dass er «der
jahrlichen Durchschnittsrendite der Anleihen der nicht o6ffentlichen inlandischen
Schuldner in Schweizer Franken zuziglich eines marktublichen Risikozuschlags»
entspreche.

Der Bundesrat entgegnete, dass der Zinsabzug auf dem im Betrieb investierten
Eigenkapital dazu diene, dasjenige Einkommen auszuscheiden, welches im Unterschied
zum Erwerbseinkommen in der AHV nicht beitragspflichtig sei. Es werde daher
entsprechend der durchschnittlich tblichen Rendite am Kapitalmarkt berechnet. Der
Zinssatz widerspiegle somit den Vermogensertrag dieses Kapitals auf dem Markt, nicht
die Refinanzierungskosten einer selbstandigerwerbenden Person.

In der Sommersession 2020 nahm der Stéanderat einen Ordnungsantrag Ettlin (cvp, OW)
an und wies die Motion der SGK-SR zur Vorberatung zu. Ettlin hatte argumentiert, dass
die  Antwort des Bundesrates die Funktion des Eigenkapitals bei
Selbstandigerwerbenden nicht vollstandig erfasse und den Rechtsvergleich mit
Aktiondren und Mitarbeitern von Aktiengesellschaften oder einer GmbH vermissen
lasse. ¥

In der Frihjahrssession 2022 beriet der Standerat die Motion Burkart (fdp, AG) fur eine
Anderung der Berechnungsmethode fiir die Hohe des Zinsabzuges auf dem
investierten Eigenkapital fiir die Abrechnung der AHV, welche sie zwei Jahre zuvor der
SGK-NR zur Vorberatung zugewiesen hatte. Die Mehrheit der Kommission beantragte
die Motion zur Ablehnung, weil «eine neue Ungleichbehandlung geschaffen» wurde. Der
Zinssatz entspreche «der Ublichen Rendite», liege also momentan aufgrund des
generellen Tiefzinsumfeldes bei O Prozent. Minderheitensprecher Hannes Germann
(svp, SH) betonte hingegen, dass ein Eigenkapitalabzug von O Prozent unrealistisch und
unfair sei und daher korrigiert werden mdisse. Mit 22 zu 18 Stimmen (bei 2
Enthaltungen) nahm der Stédnderat die Motion an und folgte damit der Minderheit
Germann. **

Ihrer Kommissionsmehrheit anstelle einer Minderheit Dobler (fdp, SG) folgend, lehnte
der Nationalrat die Motion Burkart (fdp, AG) fiir einen richtig bewerteten Zinsabzug auf
dem investierten Eigenkapital fiir die Abrechnung der AHV ab. Die Kommission hatte
zuvor argumentiert, dass die Motion zu Mindereinnahmen bei der AHV fihren wuirde.
Bei 88 zu 73 Stimmen (bei 1 Enthaltung) fand die Motion nur bei den geschlossen
stimmenden SVP- und FDP.Liberalen-Fraktionen sowie bei einer Minderheit der Mitte-
Fraktion Zustimmung. *°

Parteien, Verbande und Interessengruppen
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VERBANDSCHRONIK
DATUM: 24.08.2021
HANS-PETER SCHAUB

Verbande
Uberparteiliche politische Interessen / Think Tanks

Im August 2021 grindeten burgerliche Exponentinnen und Exponenten unter der
Bezeichnung <«Allianz  Sicherheit Schweiz» eine neue sicherheitspolitische
Organisation. Die Allianz erhielt professionelle Strukturen und eine permanente
Geschaftsstelle, was sie von ihrer Vorganger-Organisation, dem «Verein fir eine sichere
Schweiz», unterscheidet. Die Grinderinnen und Grinder wollten die Allianz damit
ausdrucklich auch als Gegengewicht zur GSoA positionieren. Der Bedarf nach einer
solchen Organisation auf burgerlicher Seite sei unter anderem dadurch deutlich
geworden, dass in der Volksabstimmung vom September 2020 die vor allem von
armeekritischer Seite bekampfte Beschaffung neuer Kampfjets um ein Haar gescheitert
ware. Als eines ihrer Ziele formulierte die Allianz Sicherheit Schweiz denn auch, «eine
jederzeit einsatzbereite und schlagkraftige Fach- und Kampagnenorganisation
[bereitzustellen], die permanent und proaktiv ~die sicherheitspolitische
Meinungsbildung im parlamentarischen Prozess und in der Offentlichkeit pragt sowie
Abstimmungskampagnen fuhrt». Die Allianz wollte sich dabei nicht bloss auf
Armeefragen beschréanken, sondern die Verbindung von innerer und &ausserer
Sicherheit gesamtheitlich bearbeiten - also etwa auch Felder wie Wirtschaftsspionage,
Cybersicherheit oder Versorgungssicherheit abdecken.

Griindungsprasident der Allianz wurde der Stéanderat und designierte FDP-Prasident
Thierry Burkart (fdp, AG), der bereits dem Vorgéngerverein «flr eine sichere Schweiz»
vorgestanden hatte. Auch die Liste der weiteren Vorstandsmitglieder liest sich wie ein
Who is Who aus burgerlichen Parteien und wirtschaftlichen sowie
sicherheitspolitischen Interessenvereinigungen. So gehéren dem Vorstand aus der
Politik auch die Mitte-Standeratin Brigitte Héberli (mitte, TG), der Tessiner Lega-
Staatsrat Norman Gobbi (Tl, lega), die FDP-Nationalratin Jacqueline de Quattro (fdp, VD)
sowie der SVP-Nationalrat Franz Gruter svp, LU) an. Aus der Wirtschaft und armeenahen
Verbanden sassen im Grundungsvorstand der Arbeitgeberverbands-Président Valentin
Vogt, Swissmem-Direktor Stefan Brupbacher, der Swissmem-Ressortleiter der
RUstungssparten Matthias Zoller, Markus Niederhauser vom Westschweizer
RuUstungsindustrie-Verband Groupe romand pour le matériel de Défense et de Sécurité
(GRPM), die Prasidentin der Waadtlander Industrie- und Handelskammer (CVCI) Aude
Pugin, der Prasident der Schweizerischen Offiziersgesellschaft Stefan Holenstein, Paul
Rothlisberger vom Schweizer Schiesssportverband und Max Rechsteiner von der
Landeskonferenz der militdrischen Dachverbidnde (LKMD). Offen war zunachst,
inwieweit sich auch der Schweizerische Gewerbeverband beteiligen wdirde.
Geschaftsfuhrer wurde Marcel Schuler, der vorher als Kampagnenleiter fir die FDP
Schweiz gearbeitet hatte. *
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